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Vorwort

An Abfallverbrennungsanlagen werden von den
Industrieversicherern spezielle, den baulichen,
technischen, organisatorischen und abwehren-
den Brandschutz sowie die Verfahrenssicherheit
betreffende Anforderungen gestellt. Diese sind bei
Neuanlagen bereits in der Bauplanung zu berück-
sichtigen. Bei bestehenden Anlagen sollte soweit
möglich eine Anpassung an den Stand der Brand-
schutz- und Sicherheitstechnik erfolgen.

Diese Richtlinien dienen in erster Linie den Versi-
cherern zur Risikobewertung und zur Optimierung
der Schadenverhütungsarbeit; sie sollen darüber
hinaus auch den Betreibern und Genehmigungs-
behörden Anhaltspunkte für die Festlegung des
erforderlichen Schutzkonzeptes geben.

Die nachfolgenden Brandschutz- und Sicherheits-
hinweise basieren auf der heute üblichen Rost-
feuerung und den Abgasreinigungstechniken, wie
sie zur Verbrennung von Hausmüll und haus-
müll-ähnlichem Gewerbeabfall zur Anwendung
kommen. Für ausgesuchte Anlagenkomponenten
werden beispielhafte Brandschutz- und Sicher-
heitshinweise gegeben. Die Vielfalt der Möglich-
keiten und auch zukünftig zu erwartende neue
Techniken machen es im Einzelfall erforderlich,
jedes System und jede Anlagenkomponente si-
cherheitstechnisch speziell zu betrachten. Für
vergleichbare Risikopotentiale in anderen Einsatz-
bereichen besitzen die Sicherheitshinweise nur
unter der Voraussetzung identischer Gefahren-
lage Gültigkeit. Abweichungen können zu
höheren und auch geringeren Sicherheitsanfor-
derungen führen.

Neben den speziellen Brandschutzmaßnahmen
zur Erkennung, Bekämpfung und Verhütung von
Bränden - Teil B - sind verfahrenstechnische Si-
cherheitsmaßnahmen und eine umfassende Leit-
technik zur Überwachung der prozeßtechnischen
Abläufe und Zustände erforderlich. Es muß sicher-
gestellt werden, daß infolge der Früherkennung
von Betriebsstörungen Anlagen oder Anlagenteile
in einen sicheren Zustand überführt werden.

Abfallsortier-, Aufbereitungs- und Kompostieran-
lagen, die teilweise gemeinsam mit einer Abfall-
verbrennungsanlage an einem Standort als Abfall-
verwertungseinheit zusammengefaßt werden,
unterliegen ebenfalls besonderen Anforderun-
gen. Diese sind jedoch nicht Gegenstand dieser
Richtlinien.

Die nachfolgend dargestellten sicherheitsrelevan-
ten Hinweise erheben keinen Anspruch auf Voll-

ständigkeit und entbinden nicht von der Einhal-
tung behördlicher Auflagen oder Anordnungen.
Sie ergeben sich aus den Schadenerfahrungen
und vorausschauenden sicherheitstechnischen
Störfallanalysen.

Die Einhaltung gesetzlicher Vorschriften und ein-
schlägiger Regelwerke, die den Stand der Sicher-
heitstechnik repräsentieren, wird vorausgesetzt.

Teil A: Verfahrenstechnische
Sicherheitsmaßnahmen

In Teil A werden die verfahrenstechnischen Brand-
schutzmaßnahmen beginnend ab der Abfallauf-
gabe bis hin zur Abgasreinigung betrachtet. Der
Bunkerbereich im Sinne einer Brennstofflagerung
wird in diesem Teil nicht als Teil der Verfahrensket-
te betrachtet.

1   Abfallbeschickung/-verbrennung

Eine Brandgefahr besteht dadurch, daß ein Rück-
brand aus dem Feuerungsraum über die Abfallzu-
führung und den Aufgabetrichter in den Abfallbun-
ker nicht auszuschließen ist.

Zur grundsätzlichen Vermeidung eines Flammen-
rückschlags aus dem Verbrennungsraum über
den Abfalltrichter in den Abfallbunker muß sicher-
gestellt werden, daß im Trichter während des Be-
triebes immer ein ausreichender Füllstand (Abfall-
pfropfen) vorhanden ist. Der Füllstand im
Abfalltrichter muß durch eine Füllstandsmeßein-
richtung (Ultraschall, Mikrowelle, Induktion u.ä.)
überwacht werden. Bei Unterschreitung der Min-
destfüllstandshöhe muß ein optischer und akusti-
scher Alarm in der Kranführerkanzel und der Leit-
warte ausgelöst werden. Sollte eine sofortige
Nachfüllung nicht möglich sein, so muß die Klap-
pe im Fallschacht geschlossen werden.

Zur Reduzierung der Brandentstehungsgefahr im
Bereich der Sperrmüllzerkleinerung sollten lang-
sam laufende Zerkleinerungsaggregate (Drehzahl
max. 20 min-1) eingesetzt werden.

Um den Bunkerbetrieb im Brandfall unabhängig
von der Krankanzel zur Brandbekämpfung auf-
recht erhalten zu können, ist es erforderlich, an si-
cherer Position (z.B. in der Anlieferungshalle) eine
zusätzliche Kranfernbedienung vorzusehen.

Der Abfallbunker sollte in regelmäßigen Abstän-
den (z.B. 14-tägig) vollständig geleert werden.
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2 Abgasreinigung

2.1 Allgemeines

Als grundsätzlich wichtige verfahrenstechnische
Sicherheitsmaßnahme ist die Installation von By-
pass-Kanälen, Sicherheits- und Überdruckauslaß-
klappen im Zuge der in Linie hintereinander ange-
ordneten Anlagenkomponenten einzustufen.

Das störungsbedingte Abfahren von Anlagen
kann nicht verhindern, daß z.B. bei Ausfall von Ab-
gaskühleinrichtungen eine Übertemperatur auf
nachgeschaltete temperaturempfindliche Anla-
genteile (Gummierung, Filtermaterial) übertragen
werden kann und diese nachhaltig schädigt.
Gleichzeitig können Übertemperaturen Ursachen
für einen Schwelbrand oder thermischen Scha-
den sein.

Wenn nicht durch zwei unabhängig voneinander
wirksame Kühlsysteme ein Folgeschaden im An-
lagenteil weitgehend ausgeschlossen werden
kann, so muß durch Bypass-Installationen (Si-
cherheitsauslässe) sichergestellt werden, daß
das Gefährdungspotential sicher beherrscht wird.
Die Steuerung von Klappen und sonstigen sicher-
heitsrelevanten Systemen muß durch zwei von-
einander unabhängige Energieversorgungen
(elektrische, pneumatische, hydraulische oder
mechanische Energie) oder durch Fail-safe-
Auslegungen sichergestellt sein.

Die Bypass-Klappen sollten mittels redundanter
Meßeinrichtungen (z.B. für Gebläsedrehzahl,
Druck, Temperatur, CO, O2 oder ähnliches) aus-
gelöst werden.

2.2 Flugascheabscheidung

Die Flugascheabscheidung über Filter ist in der
Regel die erste Stufe der Abgasreinigung nach der
Verbrennungsanlage. Neben der Elektrofiltertech-
nik, die in weiten Bereichen der Abgasreinigungs-
technik eingesetzt wird, werden auch Gewebefil-
ter zur Abscheidung von Flugasche eingesetzt.

Bei erhöhtem unverbrannten Anteil in der Fluga-
sche (≥ 5 %) oder bei der Gefahr der Entstehung
pyrophorer Metallrückstände empfiehlt sich zur
Brandfrüherkennung der Einbau einer Temperatur-
überwachung im Filter, die optischen und akusti-
schen Alarm in der Leitwarte auslösen kann. Zur
wirkungsvollen Brandbekämpfung innerhalb des
Filters ist eine stationäre Stickstoff-Löschanlage zu
installieren, die automatisch durch die Temperatur-
überwachung ausgelöst wird. Die einzelnen Filter-
kammern sollten roh- und reingasseitig mit Ab-

sperrklappen ausgerüstet sein. Die Austragstrichter
sind mit redundant übertemperaturgesicherter Be-
gleitheizung und Füllstandsüberwachung zu verse-
hen.

Hinweis: Aufgrund möglicher katalytischer Effekte
der Filterstäube sollte nach dem derzeitigen Kennt-
nisstand auf den Einsatz der Löschmittel Wasser,
Dampf und CO2 wegen der Zersetzungsgefahr (Bil-
dung von H2 und CO) verzichtet werden.

2.3 Wärmetauscher

Sofern die Wärmetauscher eine Innenbeschich-
tung aus brennbarem Kunststoff und/oder aus
Glas (max. Temperaturbeständigkeit 250 - 300 °C)
besitzen, ist zur Vermeidung eines störungsbe-
dingten Überhitzungsschadens ein Bypass mit
automatischer Ansteuerung einer Klappe über
Temperaturgrenzwertgeber vorzusehen.

Um den Brandschutz im Zuge von Montage, In-
standsetzung usw. sicherzustellen, empfiehlt sich
die Installation eines im Normalbetrieb geschlos-
senen Löschwasseranschlusses, über den wäh-
rend der Stillstandszeiten ein unmittelbarer An-
schluß an das Löschwassernetz erfolgen kann. Im
Inneren des Wärmetauschers ist zur wirksamen
Verteilung des Löschwassers eine der Bauteilgrö-
ße angemessene, geeignete Sprüheinrichtung
(z.B. 360°-Hydroschildinstallation oder eine
Sprühwasserinstallation) anzubringen, so daß je-
der Punkt des Wärmetauschers mit einer wirksa-
men Wasserbeaufschlagung von 2,5 l/(m2

� min)
erreicht wird.

2.4 Wäscher (Naß-Absorptionsverfahren)

Im Wäscher wird das Abgas mit Wasser oder einer
geeigneten Neutralisationslösung in Kontakt ge-
bracht, um gasförmige Schadstoffe zu lösen, zu
binden und auszufällen.

Um einem Überhitzungsschaden innengummier-
ter Abgaswäscher wirkungsvoll vorzubeugen, ist
die Quenche mit einer redundanten Wasserbedü-
sung zur sicheren Abkühlung der Abgase auszu-
rüsten. Die redundante Bedüsung sollte entweder
energieunabhängig über Hochbehälter (Notbe-
hälter) oder mit einer gesicherten Energieversor-
gung, z.B. Elektro-/Dieselpumpe aus dem Kühl-
wassernetz oder Stadtwasser gespeist, erfolgen.

Die erforderliche Betriebszeit der redundanten Be-
düsung und die dementsprechend erforderliche
Wassermengenbevorratung im Hochbehälter ist
in Abhängigkeit der Zeit für das Abfahren der Kes-
selanlage zuzüglich eines Sicherheitszuschlages
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zu bemessen. Die Ansteuerung muß im Falle einer
Betriebsstörung automatisch erfolgen.

Als Alternative zur redundanten Bedüsung der
Quenche ist die Installation eines Bypasses mit
automatischer Ansteuerung von sperrluftbeauf-
schlagten Schwenk-/Jalousieklappen möglich.

Die Verfügbarkeit der Redundanzen sollte regel-
mäßig überprüft werden, z.B. durch den Rundgän-
ger.

2.5 Entstickungsanlage (DENOX)

In Abfallverbrennungsanlagen wird die Umset-
zung der Stickstoffoxide zu molekularem Stick-
stoff und Wasserdampf entweder durch selektive
nichtkatalytische Reduktion (SNCR) im Bereich
der Feuerung oder durch selektive katalytische
Reduktion (SCR) im Rauchgasstrom - üblicher-
weise im Abgasstrom hinter der Staub-, HCl- und
SO2-Abscheidung, meistens auch hinter der De-
dioxinierung - angeordnet.

Auf diese Weise wird der Staubanteil im Abgas auf
ein für den Katalysator unkritisches Niveau abge-
senkt.

Mit Ablagerungen von Koksstäuben muß gerech-
net werden, wenn der SCR-Reaktor hinter der De-
dioxinierungsstufe angeordnet wird (insbesonde-
re z.B. infolge eines Filterschadens).

Um Ablagerungen zu vermeiden, die einen
Schwelbrand zur Folge haben können, ist eine
Rußbläseranlage vorzusehen. Unter anderem ist
zur Vermeidung von Schäden, z.B. einer Zerstö-
rung des Katalysators durch Überdruck, eine
Druckdifferenzmessung zu installieren. Eine er-
höhte Druckdifferenz muß dazu führen, daß die
Rußbläseranlage auslöst.

Die Ammoniakzudosierung in den Abgasstrom
darf nur bei definierten Betriebstemperaturen ent-
sprechend der Auslegung des Anlagenerrichters
und Katalysatorherstellers erfolgen.

Zum Schutz des Katalysators vor chemisch-
katalytischen Reaktionen aufgrund von Störungen
im Verbrennungsablauf von Abfallkesseln sowie bei
instabilen Feuerungssituationen bei der Wieder-
aufheizung sollte mit den Genehmigungsbehörden
und Anlagenerrichtern die Realisierung folgender
Schutzmaßnahmen abgestimmt werden:

n Installation eines Bypasses zur Umgehung von
Katalysator und Wärmetauscher

n Überwachung des CO-Gehaltes im Rauchgas
am Kesselausgang, verbunden mit einer opti-
schen und akustischen Alarmierung in der Leit-
warte. Die Einbindung eines CO-Meßwertes in
die automatische Prozeßabschaltung erscheint
nur dann sinnvoll, wenn feststeht, daß bei Über-
schreitung des Grenzwertes der Katalysator
beschädigt werden kann

n O2-Differenzmessung am Katalysator verbun-
den mit einer Alarmierung der Leitwarte und au-
tomatischen Abschaltung der Anlagen bei
Überschreiten eines bestimmten Grenzwertes
in Verbindung mit Öffnung der Bypass-Klappe
zum Kamin

n Überwachung des Temperaturfeldes am Ein-
gang und Ausgang des SCR-Reaktors, verbun-
den mit einer automatischen Abschaltung nach
Überschreitung eines bestimmten Grenzwer-
tes sowie mit Öffnung der Bypass-Klappe zum
Kamin

n Zum Explosionsschutz ist es erforderlich, bei
Erreichen eines CO-Grenzwertes von 10 Vol.-%
hinter dem Kessel eine Anlagenabschaltung
und das Öffnen der Bypass-Klappe zum Kamin
automatisch auszulösen; wenn anlagen- und
betriebstechnisch vertretbar, sollte der
CO-Grenzwert soweit wie möglich unter 10
Vol.-% festgelegt werden.

In bestimmten Fällen können auch Kombinatio-
nen bzw. Alternativen zu den aufgezeigten Mög-
lichkeiten zum Schutz des Katalysators erforder-
lich werden.

2.6 Dedioxinierungs-Anlage

Zur weiteren Reduzierung von Emissionen hoch-
toxischer Stoffe, z.B. Dioxinen, Furanen und
dampfförmiger Schwermetalle wie Quecksilber,
ist es erforderlich, eine weitere Abgasreinigungs-
stufe vorzusehen.

In der Praxis hat sich das Aktiv-Koks-Verfahren be-
währt, das unter anderem auch simultan zur Ab-
scheidung von Schwefeldioxid, Halogenen,
Schwermetallen, organischen und anderen Ver-
bindungen eingesetzt wird.

Als Adsorbentien werden derzeit überwiegend Ak-
tivkohle, Herdofenkoks oder Gemische dieser
Stoffe mit Inertmaterialien, z.B. Kalkstein, ver-
wandt.

2.6.1 Flugstromadsorber mit Gewebefilter
Bei der Verwendung von Gemischen aus Herd-
ofenkoks / Aktivkohle und Inertmaterialien, kann
gegebenenfalls von Explosionsschutzmaßnah-
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men abgesehen werden. Hierzu muß vom Herstel-
ler nachgewiesen werden, daß

n von dem gelieferten Adsorbens keine Staubex-
plosionsgefahr ausgeht und

n das vorgesehene Mischungsverhältnis - spe-
ziell der Additivanteil - unter allen möglichen
Betriebsbedingungen unverändert bleibt; hier-
bei ist unbedingt auch die Möglichkeit einer
nachträglichen Entmischung zu berücksichti-
gen.

Auch bei Gemischen mit hohem Additivanteil ist
von Selbsterhitzungsvorgängen auszugehen. Sie
müssen allerdings nicht zwangsläufig zu einem
Brandausbruch führen, da die erreichbare Erhit-
zungstemperatur in der Regel durch den Additiv-
anteil in Grenzen gehalten wird. Dennoch ist die
Möglichkeit einer thermisch bedingten Beschädi-
gung von textilen Schlauchfiltern - mit der Folge ei-
ner ungewollten Schadstofffreisetzung - in Be-
tracht zu ziehen. Folglich sind auch vor diesem
Hintergrund die unten aufgeführten Maßnahmen
zur Erkennung und Handhabung von Hot-spots
zu berücksichtigen.

Bei der Verwendung von reinem Herdofenkoks
oder Aktivkohle ist eine Permanent-Inertisierung
im Zuge des Transportweges des Altadsorbens
einschließlich der Silolagerung und des Feins-
taubfilters unverzichtbar.

Es muß zur Vermeidung von Selbstentzündungen
sichergestellt sein, daß der Filteraustrag regelmä-
ßig und bei allen Abfahrvorgängen entleert wird.
Dazu sind eine redundante Füllstandsüberwa-
chung im Abzugsbereich und eine Reinigungsein-
richtung, z.B. Abklopfvorrichtung, vorzusehen.
Die Füllstandssonden sind so anzuordnen, daß
Füllstandsanstiege auch bei einer Brückenbil-
dung in den Trichtern erkannt werden können. Zur
Vermeidung von Ablagerungen ist der Filter nebst
Austragtrichter konstruktiv so auszuführen, daß im
Zuge der Entleerungsvorgänge keine Rückstände
haften bleiben oder sich in „toten“ Ecken ansam-
meln können.

Um Leckagen zu verhindern, die zu einer Brandge-
fahr führen können, sollten alle Transportleitungen,
mit Ausnahme derer für Kalk/Koks-Gemische, dop-
pelwandig mit Druckluftüberwachung ausgeführt
werden. Alternativ kann auch eine einwandige
Rohrleitung mit verschleißüberwachter Basaltaus-
kleidung zur Anwendung kommen.

2.6.1.1 Frischadsorbensversorgung
Das Adsorbens muß von einem autorisierten
Fachunternehmen mittels Silofahrzeug oder in
Big-bags/Containern angeliefert werden. Die La-
gerung vor Ort erfolgt in Silos.

Die pneumatischen Förderleitungen für den
Transport von Herdofenkoks/Aktivkohle sollten
mit einer Funkenausscheidungsanlage ausgerüs-
tet werden.

Erfolgt die Beladung eines Silos über einen Füll-
schacht, so sollte dieses vor der Umfüllung inerti-
siert werden.

Bei Umschlagsintervallen der Silos von weniger
als 2 Wochen kann unter Umständen auf eine
CO-Überwachung im Frischadsorbenssilo ver-
zichtet werden. Voraussetzung hierfür ist, daß

n sichergestellt ist, daß die Umschlaghäufigkeit
auch zu einem späteren Zeitpunkt nicht uner-
kannt variieren kann,

n eine N2-Inertisierung im Zuge der Nachfüllung
gegeben ist und

n vom Hersteller/Lieferanten des Adsorbens
nachgewiesen und garantiert wird, daß die na-
türliche CO-Ausgasung in jedem Fall unterhalb
50 % der unteren Explosionsgrenze liegt.

Im Fall einer möglichen CO-Konzentration im Be-
reich der Explosionsgrenzen ist eine permanente
N2-Inertisierung auf Basis eines Restsauerstoffge-
haltes von < 5 Vol.-% mittels stationärer O2-Über-
wachung vorzusehen.

Als Explosionsschutzmaßnahme sind gegebe-
nenfalls vorhandene Feinstaubfilter und Silos ex-
plosionschutztechnisch zu entkoppeln so um die
Filter selbst mit einer Druckentlastung auszurüs-
ten. Als Brandschutzmaßnahme ist mindestens
erforderlich, für die Filter eine Stickstoff-
Inertisierung vorzusehen.

2.6.1.2 Adsorber
Die Zudosierung des Herdofenkoks/der Aktivkoh-
le in den Flugstrom-Adsorber erfolgt z.B. über
Zellenradschleuse und Dosierschnecke. Der
Herdofenkoks/die Aktivkohle wird vom Abgas mit-
gerissen und im nachgeschalteten Mehrkam-
mer-Gewebefilter abgeschieden.

Es muß durch strömungstechnische Maßnahmen
sichergestellt werden, daß keine Ablagerung im
Abgaskanal stattfindet. Unterhalb des festgeleg-
ten Mindestvolumenstroms ist die Zudosierung ei-
nes Koks-/Additiv-Gemisches automatisch zu ver-
riegeln. Der Mindestvolumenstrom ist durch
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geeignete Meßeinrichtungen, beispielsweise
durch Prandtlrohr, zu überwachen.

Temperaturexkursionen auf den Filtermaterialien
sind beim Einsatz von HOK/Aktivkohle-
Inertgemischen mit 70 % und mehr Additivanteil
nicht zu erwarten. Es muß allerdings im Bereich
der Sammelleitungen für gebrauchtes Adsorbens
(Filtertrichter) mit Ablagerungen gerechnet wer-
den, die sich entzünden können.

Zur Beherrschung von Schwel- und Glimmbrän-
den ist es erforderlich,

n im Bereich des Gewebefilters den mechani-
schen Austrag eines jeden Filterkammerinhalts
vorzusehen,

n im Bereich der Trichter redundante Füllstands-
messungen einzusetzen, damit Ablagerungen
detektiert werden können, bevor es zu Tempe-
raturexkursionen kommt; besonders geeignet
erscheinen berührungslose Meßverfahren (Mi-
krowelle) mit linearer oder kegelförmiger Über-
wachungscharakteristik, die nicht durch
Behinderungen des Abflusses selbst eine Ge-
fährdung verursachen,

n die einzelnen Filterkammern jeweils mit Ab-
sperrklappen zur Abschottung gegen den
Haupt-Abgasstrom zu versehen,

n durch Begleitheizung im Bereich des Filteraus-
trages Anbackungen zu verhindern und

n mit Temperaturmeß-Sonden die Begleithei-
zung so zu überwachen, daß es nicht zu Über-
hitzungen kommt.

Bei der Verwendung von Inertgemischen mit mehr
als 30 % Herdofenkoks/Aktivkohle ist das gesamte
Betriebssystem mittels redundanter CO-Differenz-
messung zu überwachen. Dazu ist die CO-Ein-
gangsmessung hinter der Absperrklappe hinter
dem Rauchgaskanal vor dem Flugstromadsorber
anzuordnen, und die CO-Ausgangsmessung vor
der Absperrklappe im Rauchgaskanal hinter dem
Gewebefilter anzuordnen. Wenn möglich, ist alter-
nativ jede Filterkammer ausgangsseitig mit einer
CO-Meßeinrichtung zu versehen. Die Lokalisie-
rung eines Hot-spots oder Glutnestes erfolgt nach
Ansprechen der CO-Differenzmessung durch ver-
gleichende Messung zwischen den Filterkam-
mern.

Die Ablöschung des Hot-spots oder Glutnestes er-
folgt mittels N2-Inertisierung in dem Bereich, der
als Ursache für das Ansprechen der CO-Diffe-
renzmessung lokalisiert wurde. Vor Aktivierung
der Inertisierung sind die Absperrklappen der ent-
sprechenden Filterkammer zu schließen.

Der Gesamtbereich, in dem eine Inertisierung für
Einzelbereiche vorzusehen ist, erstreckt sich im
Zuge der Abgasführung von der Abgasabsperr-
klappe vor dem Flugstromadsorber bis hin zur Ab-
gasabsperrklappe hinter dem Gewebefilter.

Wenn der Erfolg einer „N2-Inertisierung“ im Gewe-
befilter hinsichtlich der Beherrschung eines
Hot-spots oder Glutnestes nicht mit Sicherheit
überwacht und beurteilt werden kann, ist ein si-
cherer Austrag des Filterinhaltes vorzusehen.

Vorzugsweise sollte ein Austrag ins Freie unter
Inertgas in einen Container erfolgen. Die erforder-
lichen Brandschutz-/Sicherungsanforderungen
sind in Form von Betriebsanweisungen festzule-
gen und in der Brandschutzordnung/dem Gefah-
renabwehrplan (siehe Abschnitte 11.2 und 11.3)
zu verankern.

Sollte ein sicherer Austrag ins Freie nicht möglich
sein, so ist bei einem nichtbeherrschten Hot-spot
oder bei einem Glutnest im Gewebefilter ein Aus-
trag über das Altadsorbenssilo vorzusehen. Dazu
ist es erforderlich, das Altadsorbenssilo leerzufah-
ren und den Austragsweg zwischen Gewebefilter
und Altadsorbenssilo sowie das Altadsorbenssilo
selbst mit Stickstoff zu inertisieren. Bei pneumati-
schen Fördersystemen muß sichergestellt wer-
den, daß als Trägermedium N2 eingesetzt werden
kann. Die Inertisierung ist durch O2-Konzentra-
tionsmessungen fortlaufend zu überprüfen. Sollte
auch im Altadsorbenssilo der Hot-spot oder das
Glutnest nicht beherrscht werden können, so ist
unter Inertgas das Silo, vorzugsweise im Freien, in
einen Container leerzufahren. Beim Ablöschen
von Glutnestern, z.B. mit einem Wasser-
Sprühstrahl, ist die mögliche Bildung von Knallgas
zu beachten.

Im Reingaskanal unmittelbar hinter dem Flug-
stromadsorber/Gewebefilter sollte eine Staub-
messung installiert werden, damit Beschädigun-
gen des Filtergewebes (mechanische oder
thermische Ursachen) frühzeitig erkannt und Ab-
lagerungen mit erhöhten Schadenfolgen durch
Staubaustrag in nachfolgende Anlagenteile ver-
mieden werden können.

2.6.1.3 Altadsorbens-Entsorgung
Das Altadsorbenssilo wird über einen Feinstaubfil-
ter entlüftet. Unter den eingangs genannten Vor-
aussetzungen besteht nach den bisherigen Erfah-
rungen kein Staubexplosionsrisiko für den
Feinstaubfilter und das Altadsorbenssilo, so daß
zusätzliche Brand- und Explosionsschutzmaß-
nahmen nicht erforderlich sein dürften.
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Werden im Flugstromadsorberverfahren jedoch
reiner Frischkoks oder andere Gemische einge-
setzt, die ein Staubexplosionsrisiko nicht aus-
schließen, so sind in Abhängigkeit der Rest-
Sauerstoffkonzentration im Abgas konstruktive
Explosionsschutzmaßnahmen, z.B. druckstoßfe-
ste Bauweise oder Druckentlastung, vorzusehen
(Sauerstoff-Grenzkonzentration im Hinblick auf
den erforderlichen Staub-Explosionsschutz
< 10 Vol.-%). Dabei ist die Sauerstoff-Grenz-
konzentration permanent automatisch zu überwa-
chen. Eine Überschreitung der Grenzkonzentra-
tion muß eine automatische Abschaltung
(Ansteuerung des Bypasses) oder eine Stickstoff-
Inertisierung des Anlagensystems zur Folge ha-
ben.

Die gefährdeten Anlagenbereiche, z.B. Silo, Filter,
pneumatische Förderleitungen, Schneckenförde-
rer, bedürfen einer explosionsschutztechnischen
Entkopplung.

Im Zuge von An-/Abfahrvorgängen ist eine
zwangsgesteuerte, anlagenbezogene Inertisie-
rung (Verriegelung) vorzusehen, die eine
Rest-O2-Konzentration < 10 Vol.-% sicherstellt.

Hinweis: In der Praxis sind vielfältige verfahrens-
technische Einzellösungen hinsichtlich Transport,
Zwischenlagerung und Entsorgung von Altadsor-
bens anzutreffen. Zum Teil wird das Altadsorbens
als Rezirkulat mit einem Teilstrom im Kreislauf ge-
fahren. Einzelne Fälle sind bekannt, wo das Altad-
sorbens über eine pneumatische Förderleitung in
die Verbrennungskammer der Abfallverbrennung
eingeblasen wird.

Diese Praktiken bedürfen einer brand- und explo-
sionsschutztechnischen Einzelfallbetrachtung. In
allen Fällen ist die Inertisierung der Systeme und
eine Entkopplung der einzelnen Anlagenteile vor-
zusehen, so daß eine Brandübertragung verhindert
und eine mögliche Staubexplosion, insbesondere
durch Feinstaubanteile beim Einsatz von reinem
Herdofenkoks oder Aktivkohle beherrscht werden
kann.

2.6.2 Festbettadsorber
Unter dem Begriff „Festbettadsorber“ werden im
folgenden alle Schüttreaktoren wie z.B. auch
Wanderbettadsorber oder Kreuzstromadsorber
verstanden.

Im Gegensatz zum Flugstromadsorber mit Gewe-
befilter, bei dem Herdofenkoks/Aktivkohle mit und
ohne Additivzumischung in den Abgasstrom ein-
geblasen werden, wird beim Festbettadsorber der
Abgasstrom durch ein Koksbett geleitet. Die De-

dioxinierung erfolgt im Zuge der Strömung der Ab-
gase durch den Herdofenkoks/die Aktivkohle.

In Abhängigkeit der Aktivität im Koksbett erfolgt
ein diskontinuierlicher Abzug von verbrauchtem
Herdofenkoks über eine Austragsschnecke und
Zuführung von Frischkoks über eine Zuteiler-
schnecke. Die Zuführung, bzw. der Füllstand des
Frischkokses, muß über eine Füllstandsmessung
kontrolliert werden.

Verfahrenstechnisch ist es erforderlich, den Fest-
bettadsorber mittels Strömungsleitblechen so mit
Abgas anzuströmen, daß eine weitgehend gleich-
mäßige Verteilung im Bett erfolgt.

Es kann grundsätzlich nicht ausgeschlossen wer-
den, daß sich Bereiche im Koksbett, die unzurei-
chend vom Abgas angeströmt werden, örtlich er-
wärmen und zu einem Hot-spot führen.

Zur Früherkennung von Hot-spots ist es erforder-
lich, eine redundante CO-Differenzmessung zu in-
stallieren. Wenn möglich, ist zur genauen Lokali-
sierung jede Kammer ausgangsseitig mit einer
CO-Messung zu versehen.

Im Falle des Ansprechens einer Temperaturüber-
wachung oder der CO-Differenzmessung muß
versucht werden, die jeweils betroffene Kammer
oder den Bereich des Koksbettes durch eine zu-
sätzlich verstärkte Abgasanströmung wieder he-
runterzukühlen, um den Hotspot zu beherrschen.

Ist dies nicht erfolgreich und besteht die Gefahr ei-
nes sich entwickelnden Glutnestes bei weiterer
örtlicher Erwärmung, muß die betroffene Kammer
des Koksbettes oder das gesamte Koksbett inerti-
siert werden. Dieses kann in einem ersten Schritt
innerhalb des abgeschotteten Adsorbers durch
eine Eigeninertisierung erfolgen. Sollte auch die-
ses nicht erfolgreich sein, muß fremdinertisiert
werden. Dazu ist es erforderlich, jede Adsorber-
kammer mit Absperrklappen abzuschotten oder
wenigstens den gesamten Adsorber mittels Ab-
sperrklappen vom Abgasstrom abzukoppeln, und
die Abgase über einen Bypass am Adsorber vor-
beizuführen.

Ein Staubexplosionsrisiko im gefüllten Festbettad-
sorber ist nach den bisherigen Erfahrungen nicht
gegeben. Zur Beherrschung der Explosionsge-
fahr beim Befüllen eines Adsorbers ist es erforder-
lich, in der Gesamtanlage den Rest-O2-Gehalt
durch N2-Inertisierung auf unter 10 Vol.-% abzu-
senken.
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Alle sonstigen Brand-/Explosionsschutzmaßnah-
men, die im Zusammenhang mit der Lagerung
von Herdofenkoks / Aktivkohle, dem Austrag von
Aktivkoks oder eines Glutnestes aus dem Adsor-
ber, der Zwischenbevorratung von Altadsorbens,
der Zuführung des Altadsorbens zur Verbrennung
usw. stehen, sind entsprechend den Ausführun-
gen in Abschnitt 2.6.1 zu berücksichtigen.

3 Nebenanlagen

3.1 Lagerung von Ammoniak (NH3) oder
Ammoniakwasser (NH4OH)

Für die Lagerung von Ammoniak gelten u.a.

n Leitfaden „Sicherheitstechnische Anforderun-
gen an Ammoniak-Kälteanlagen“ des TAA vom
17.04.1997,

n die Techn. Regeln für Rohrleitungen (TRR)
n die Technischen Regeln zur Druckbehälterver-

ordnung (TRB),
n die Technischen Regeln für Dampfkessel (ins-

besondere TRD 450-452),
n das Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG)

und die einschlägigen Verordnungen, insbeson-
dere die Störfall-Verordnung (StörfallVO) und die
4. BlmSchVO,

n der Anforderungskatalog für Anlagen zum La-
gern wassergefährdender Flüssigkeiten,

n die Unfallverhütungsvorschriften der Berufsge-
nossenschaften, (insbesondere VBG 2, Wär-
mekraftwerke und Heizwerke) sowie VBG 20,
Kälteanlage, Wärmepumpen und Kühleinrich-
tungen,

n Gerätesicherheitsgesetzt (GSG),
n VO über Anlagen zum Umgang mit wasserge-

fährdenen Stoffen und über Fachbetriebe
(VAwS),

n Muster-VV zum Vollzug der VO über Anlagen
zum Umgang mit wassergefährdenen Stoffen
und über Fachbetriebe (Muster-VVAwS).

3.1.1 Lagerung von druckverflüssigtem
Ammoniak
Aufgrund der besonderen Eigenschaften von Am-
moniak (NH3 flüssig/gasförmig) sind folgende
Maßnahmen besonders zu beachten:

Die Lagerbehälter und Druckgasbehälter für Am-
moniak sind vor Wärmestrahlung durch in der
Nähe befindliche Brandlasten, z.B. Öltanks, und
gegen Unterfeuerung zu schützen, z.B. durch
Wasserberieselungsanlagen, Wasservorhänge
(Hydroschilder) oder Erddeckung.

Zur Verdünnung von NH3-Gasleckagen ist im geo-
metrischen Raster um die Entladezone und das

Tanklager herum eine Wassernebel-/Sprühanlage
zu installieren. Diese Anlage ist als manuell auszu-
lösendes System zu konzipieren. Sie muß von ge-
schultem und unterwiesenem Personal bei einer
Leckage sofort in Betrieb genommen werden kön-
nen, da bis zur Ankunft der öffentlichen Feuerwehr
zu viel Zeit vergeht.

Bei flüssigen NH3-Leckagen muß die direkte Beauf-
schlagung mit Wasser wegen des starken Anstiegs
der Verdampfungsrate von NH3 vermieden werden.
Um die Verdampfungsrate gering zu halten, ist eine
Abdeckung mit Mittelschaum vorzusehen. Dazu ist
es erforderlich, einen Hydranten mit Schlauch-
kasten, Schaumeinrichtung und Schaummittel ca.
20 m von der Entladestation und dem Tanklager
entfernt einzurichten.

Da bei Flüssigleckagen in der Anfangsphase
durch Verdampfung eine NH3-Schwergaswolke
entstehen kann, dürfen im Umfeld der Entladung
und des Tanklagers keine unterirdischen Räume
(z.B. Versorgungskanäle, Einlaufschächte) vor-
handen sein.

Grundsätzlich muß in elektrischen Betriebsräu-
men im unmittelbaren Umfeld der NH3-Lagerung
ein geregelter Raumluft-Überdruck vorherrschen,
damit kein explosionsfähiges Ammoniak-Luft-
gemisch eindringen kann.

In Räumen, in denen sich ständig Arbeitsplätze
befinden, gilt eine Alarmschwelle von 50 ppm NH3
(MAK-Wert). Der Alarm muß vor Ort und in der
Meßwarte erfolgen.

Im Hinblick auf den Explosionsschutz ist in der Au-
ßenluftansaugung der raumlufttechnischen Anla-
gen in elektrischen Betriebsräumen ein NH3-Gas-
warnsensor zur Konzentrationsüberwachung
vorzusehen.

Im Fall einer eingehausten Lagerung dürfen sich
im Lagerraum keine Schaltschränke befinden, die
im Falle einer Leckage zur Zündquelle werden
können.

Darüber hinaus sind NH3-Gaswarnsensoren in
Anlagenbereichen mit erhöhter Wahrscheinlich-
keit des Freisetzens von Gas, z.B. im Bereich von
Armaturengruppen, Pumpen usw., mit Vor- und
Hauptalarm zu installieren.

In der Regel ist die Gaswarnanlage wie folgt einzu-
stellen:
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Voralarm: 400 ppm

Maßnahmen: akustischer und optischer Alarm
vor Ort, automatische Alarmie-
rung der ständig besetzten Warte
usw.

Hauptalarm: 800 ppm

Maßnahmen: automatische Abschaltung der
elektrischen Betriebsmittel und
aller Betriebsfunktionen, Unter-
brechung von Pumpvorgängen,
Not-Aus- und Zwangsverriege-
lung der Schnellschlußventile

Abweichend hiervon sind im Einzelfall die Werte
mit der zuständigen Behörde festzulegen.

3.1.2 Lagerung von Ammoniakwasser
Bei der Lagerung von Ammoniakwasser mit ver-
gleichsweise geringeren Drücken (0,5 bar bis
2,0 bar) und bei einer NH3-Konzentration von 25 bis
32 Gewichtsprozent ist bei einer Störung der Tank-
anlage im Hinblick auf den Immissionsschutz mit
geringeren Auswirkungen zu rechnen als bei der
Lagerung von druckverflüssigtem Ammoniak.

Hinweis: Lösungen mit 25 Gewichtsprozent NH3
können drucklos gelagert und transportiert wer-
den, Lösungen mit mehr als 25 Gewichtsprozent
NH3 sollten in Druckbehältern gelagert und trans-
portiert werden, Lösungen mit mehr als 35 Ge-
wichtsprozentNH3müsseninDruckbehälterngela-
gert und transportiert werden.

Es ist jedoch auch bei frei werdendem Ammoniak-
wasser mit hohen - wenn auch räumlich begrenz-
ten - NH3-Konzentrationen zu rechnen. Deshalb
sollten schadenbegrenzende Maßnahmen wie Le-
ckageerkennung und Begrenzung der Ausdamp-
fung aus Lachen vorgesehen werden. Aus der
Sicht des Brand- und Explosionsschutzes gelten
im Sinne dieser Richtlinien daher die in den oben
angeführten Verordnungen und die unter Ab-
schnitt 3.1.1 aufgeführten sicherheitstechnischen
Maßnahmen auch für die Lagerung von NH3-Was-
ser.

3.2 Klärschlammtrocknungsanlage

Klärschlammtrocknungsanlagen werden im Zuge
des Betriebes von Abfallverbrennungsanlagen zur
Entsorgung von Klärschlämmen errichtet.

Grundsätzlich besteht beim Betrieb von Klär-
schlammtrocknungsanlagen ein erhöhtes Brand-
und Explosionsrisiko.

Der Naßschlamm setzt im Fäulnisvorgang Methan
(CH4) frei. Das Trockengut ist bei einem Trocken-
substanzgehalt TS ≥ 50 % brand- und explosions-
schutztechnisch wie Braunkohle zu bewerten
(Selbstentzündung, Staubexplosionsgefahr etc.).

Das bestehende Risiko macht es erforderlich, ein
umfassendes Brand- und Explosionsschutzkon-
zept für den gesamten Prozeßablauf vorzusehen.

Zur Einschätzung der Staub-/Gasexplosionsge-
fahr und zur Festlegung geeigneter Schutzmaß-
nahmen sind die Stäube und Gase auf ihre Explo-
sionskenndaten zu untersuchen, um geeignete
Schutzmaßnahmen ableiten zu können.

Grundsätzlich sind die in den Abschnitten 3.2.1
und 3.2.2. aufgeführten Sicherheitsmaßnahmen
zu beachten:

3.2.1 Maßnahmen gegen Staubexplosion
Vom Trockner bis zur Sieberei und im Feingutbun-
ker (Grob-/Feinkorntrennung) ist durch Inertisie-
rung mittels Brüden oder durch Einsatz eines ent-
sprechenden Inertgases (z.B. N2) der O2-Gehalt
unter 5 Vol.-% zu halten. Die Restsauerstoffkon-
zentration muß permanent automatisch über-
wacht werden. Bei einem Voralarm-Grenzwert von
7-8 Vol.-% O2 muß eine Nachinertisierung automa-
tisch eingeleitet werden. Bei einem O2-Gehalt von
10 Vol.-% müssen eine automatische Anlagenab-
schaltung und eine automatische Nachinertisie-
rung erfolgen.

Im weiteren Prozeßverlauf nach Grob-/Feinkorn-
trennung müssen die Anlagenteile vom Eintritt der
Förder-Kühlschnecken bis hin zur Verladung so-
wie gegebenenfalls vorhandene Zwischenbehäl-
ter in druckstoßfester Bauweise oder für einen re-
duzierten Explosionsdruck mit Druckentlastung
ausgeführt sein. Die explosionsschutztechnische
Trennung gegenüber dem inertisierten Bereich
beginnt vor Eintritt in die Kühlschnecken, z.B.

n Zellenradschleuse - Förder-Kühlschnecke -
Zellenradschleuse (druckstoßfest 10 bar)

n Zellenradschleuse - Trockengutbunker - Zellen-
radschleuse (Auslegung für einen reduzierten
Explosionsdruck 3 bar mit Druckentlastung)

n Zellenradschleuse - Durchlaufbehälter - Verla-
dung/ Filter - Zellenradschleuse (druckstoßfest
10 bar)

n Zellenradschleuse - Zwischenbehälter - Zellen-
radschleuse (druckstoßfest 10 bar)

n Zellenradschleuse - pneumatische oder me-
chanische Förderung zur Verbrennung/Abfall-
trichter - Zellenradschleuse (druckstoßfest
10 bar)
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Bei einer Silofahrzeug-Beladung ist eine Stick-
stoffspülung unter ständiger Inertatmosphäre vor-
zusehen.

Eine Zudosierung von trockenem Klärschlamm
mit einem Trockensubstanzgehalt von über 50 %
in den Abfalltrichter ist grundsätzlich zu vermei-
den. Vorzugsweise ist eine unmittelbare Eindü-
sung von Klärschlamm in den Verbrennungsraum
vorzusehen. Sollte eine Zudosierung von Klär-
schlamm in den Abfalltrichter erfolgen, so sind
Staubexplosionsschutzmaßnahmen erforderlich.

Im Zuge der Prozeßan- und -abfahrvorgänge ist
für eine N2-Inertisierung in allen staubexplosions-
gefährdeten Bereichen bzw. Anlagenabschnitten
zu sorgen. Im Anfahrvorgang darf eine Freischal-
tung der Trocknungsanlagen nebst Aufgabe von
Klärschlamm erst dann erfolgen, wenn das
zwangsverriegelte N2-System über eine Inertgas-
konzentrations-Überwachung auf < 8 Vol.-% O2
freigeschaltet wird. Bei einer Brüden-Inertisierung
kann steuerungstechnisch ein Übergang von der
grundsätzlich existenten N2-Inertisierung auf eine
Dampf-/Brüden-Inertisierung ab einer Anlagen-
temperatur über 100 °C erfolgen. Im Zuge des Ab-
fahrens muß die N2-Inertisierung bei einer Anla-
gentemperatur unter 70 °C automatisch auslösen
und einen Grenzwert von 8 Vol.-% O2 halten.

3.2.2 Maßnahmen gegen Gasexplosion
Explosionsfähige Gase (hauptsächlich CH4, CO)
treten im Verlauf des Prozesses insbesondere im
Zuge der Bunkerlagerung und der Trocknung auf.

Das entstehende CH4 im Bereich der
Tief-/Naß-Schlammbunker muß kontinuierlich ab-
gesaugt und einer Verbrennung zugeführt wer-
den. Die Be-/Entlüftung der Silos hat oberste Prio-
rität für den vorbeugenden Explosionsschutz.
Insoweit muß, bezogen auf das Silovolumen, ein
ausreichender Abluftstrom sichergestellt werden,
um eine unterhalb der unteren Explosionsgrenze
(UEG) liegende Konzentration im Normalfall si-
cherzustellen (mindestens 2-facher Luftwechsel).

Die Tief-/Naß-Schlammbunker müssen zusätzlich
mit einer Notabsaugung mit Ansteuerung über
eine Gaswarnanlage ausgerüstet werden. Die
Notabsaugung muß dem dreifachen der normalen
Be-/Entlüftung (6-facher Luftwechsel) entspre-
chen und bei einem Grenzwert von ca. 20 % untere
Explosionsgrenze (UEG) automatisch auslösen.
Die Faulgase sind im Zuge der Notabsaugung
über eine Fackelanlage zu führen. Die Fackel muß
mit einer Flammenrückschlagsicherung ausge-
rüstet sein.

Die Be-/ Entlüftungs- und Notabsaugungsanlagen
müssen mit einer Notstromversorgung ausgerü-
stet werden. Des weiteren ist als Notfallmaßnahme
eine automatische Inertisierung der Tief/Naß-
Schlammbunker ab einer Grenzkonzentration von
50 % der unteren Explosionsgrenze (UEG) vorzu-
sehen. Sämtliche sicherheitstechnischen Über-
wachungssysteme sind mittels akustischem und
optischem Alarm auf die Leitwarte aufzuschalten.

Teil B:  Brandschutz

4 Baulicher Brandschutz

4.1 Baustoffe/Bauteile

Grundsätzlich sind nichtbrennbare Baustoffe
(Baustoffklasse DIN 4102-A) einzusetzen. Dieser
Grundsatz ist insbesondere auf die Auswahl der
Wärmedämmungen für Dach- und Außenwände
anzuwenden. Hier sollten ausschließlich minerali-
sche Dämmstoffe zum Einsatz kommen. Als
Dachabdichtungen und Dampfsperren sind bitu-
menfreie Dichtungsbahnen zu verwenden. In die-
sem Zusammenhang ist auch die Ausführung von
Dehnungsfugen aus nichtbrennbaren Baustoffen
zu beachten, um so eine Brandweiterleitung auf
Nachbarbereiche auszuschließen.

4.2 Brandabschnitte

Die einzelnen Betriebsbereiche einer Abfallver-
brennungsanlage werden aus verfahrenstechni-
schen Gründen in der Regel als ein zusammen-
hängender Gebäude- und Anlagenkomplex
errichtet. Um eine großflächige Brandausbreitung
zu verhindern, besteht die Notwendigkeit einer
Unterteilung in Brandabschnitte durch Brandwän-
de. Insgesamt müssen die Anordnung und Aus-
führung

n der Landesbauordnung (LBO),
n der DIN 4102 und
n dem VdS-Merkblatt Brandwände und Komplex-

trennwände (VdS 2234)

entsprechen.

Abweichend hiervon muß die Brandwand zwi-
schen Abfallbunker und angrenzenden Gebäu-
den mindestens 1 m über das Dach des höheren
Gebäudes führen.

In einer Abfallverbrennungsanlage sollten folgen-
de Nutzungsbereiche als eigene Brandabschnitte
ausgebildet werden:
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n Abfallanlieferung und -bunker mit Sperrmüll-
Zerkleinerung und -bunker

n Kesselhaus
n Maschinenhaus
n Abgas-Reinigungs-Anlage, Tank- und Siloanla-

gen
n Schaltanlagengebäude
n Klärschlammtrocknungsanlage
n Schlackeaufbereitung
n Gefahrstoff- und Chemikalienlager
n Eindampfanlage und Abwasserbehandlung

Hinweis: Eine detaillierte Übersicht enthält Tabel-
le A im Anhang.

In den einzelnen Nutzungsbereichen erforderliche
Treppenräume sind ebenfalls als separate Brand-
abschnitte auszubilden.

In den Brandabschnitten sind hinsichtlich der Bau-
ausführung und der feuerbeständigen Trennun-
gen im einzelnen folgende zusätzliche Anforde-
rungen des baulichen Brandschutzes zu
beachten.

Hinweis: Räume gelten als feuerbeständig abge-
trennt,wennsienichtgrößersindals10%der jewei-
ligen Geschoßgrundfläche des Gebäudes und
durch feuerbeständige Wände und Decken abge-
trennt sind und ihre Öffnungen feuerbeständig ge-
schützt bzw. gesichert sind.

4.2.1 Abfallanlieferung und Abfallbunker
Die Betriebsräume innerhalb des Brandabschnitts
sind mindestens feuerbeständig (F 90-A nach DIN
4102) voneinander zu trennen (siehe auch Tabel-
le A im Anhang).

In Abhängigkeit von der Größe des Abfallbunkers
ist es zur Verbesserung der Brandbekämpfungs-
möglichkeiten empfehlenswert, den Abfallbunker
mittels Betonzwischenwänden in einzelne Ab-
schnitte zu unterteilen.

In der Brandwand zwischen Abfallbunker und
Kesselhaus sind verfahrenstechnisch bedingte
Durchdringungen vorhanden, die gegen eine
Brandübertragung zu schützen sind:

n Die Abluft aus dem Abfallbunker wird den Kes-
seln als Verbrennungsluft zugeführt. Die Durch-
führungen der Luftkanäle durch die BW sind mit
feuerbeständigen Brandschutzklappen zu
schützen (Auslegung auf der Grundlage der
Zulassung in Anlehnung an DIN 4102), die im
Brandfall automatisch schließen. Zur Verhinde-
rung der Übertragung bauteil- und anlagen-
schädigender Übertemperaturen muß eine

thermische Ansteuerung der Brandschutzklap-
pe über eine Temperaturmessung im Luftstrom
erfolgen. Damit bei einem Brand im Abfallbun-
ker möglichst lange die Absaugung von Abga-
sen aus der Bunkerhalle über die Verbren-
nungslinien aufrecht erhalten werden kann, ist
es erforderlich, die Auslösetemperatur der
Brandschutzklappen möglichst hoch anzuset-
zen. Diese muß, unter Berücksichtigung der
thermischen Belastbarkeit nachgeschalteter
Anlagenteile, in jedem Einzelfall festgelegt wer-
den.

n Im Abfallaufgabeschacht ist eine Verschluß-
klappe zu installieren. Die Ansteuerung kann
sowohl manuell aus der Kranführerkanzel und
aus der Leitwarte als auch automatisch über
die Füllstandsüberwachung im Trichter erfol-
gen.

Sperrmüllanlieferung,
-bunker und -zerkleinerung
Durch eine feuerbeständige Trennung zwischen
Sperrmüllbunker, Sperrmüllzerkleinerung und
Abfallbunker sollte verhindert werden, daß ein Ent-
stehungsbrand über die häufig eingesetzte “Rut-
sche” von der Sperrmüllzerkleinerung ungehin-
dert in den Abfallbunker übertragen wird. Hierbei
ist der Bereich für den zerkleinerten Sperrmüll
vom übrigen Bunkerbereich durch eine Betonzwi-
schenwand zu trennen. Der „Rutsche“ vorzuzie-
hen ist der Abfalleintrag in den Abfallbunker über
ein Plattenband. Mittels einer im Brandfall automa-
tisch auslösenden, feuerbeständigen Abschot-
tung (Ansteuerung der Klappe, z.B. durch Rauch-
und Flammenmelder in Zweimelderabhängigkeit
im Zuge des Transportweges in den Abfallbun-
ker), kann eine wirksame feuerbeständige Tren-
nung bewirkt werden.

4.2.2 Maschinenhaus
Zur Dämmung eines Turbosatzes sollten grund-
sätzlich Hartmanteldämmungen eingesetzt wer-
den. Schallschutzdämmungen sollten aus ge-
schlossenporigen und nichtbrennbaren Baustoffen
(Baustoffklasse DIN 4102-A) bestehen.

4.2.3 Abgas-Reinigungs-Anlagen (ARA)
Innerhalb des Brandabschnittes „Abgas-Reini-
gungs-Anlagen“ sollte bei mehrlinigen Anlagen
die feuerbeständige Trennung der einzelnen Li-
nien voneinander vorgesehen werden. Die Richtli-
nien für den Brandschutz in Rauchgas-Ent-
schwefelungs-Anlagen (VdS 2371) sind ebenfalls
zu beachten.
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5 Technischer Brandschutz

5.1 Branderkennung und -meldung

In einer Abfallverbrennungsanlage sind in Abhän-
gigkeit von der

n vorhandenen Brandlast,
n möglichen Brandentstehungsgefahr und
n erhöhten Anforderung an die Verfügbarkeit ein-

zelner Betriebsbereiche

besondere technische Brandschutzmaßnahmen
vorzusehen, die nachfolgend für die einzelnen
Brandabschnitte festgelegt werden.

Es sind unter anderem automatische Brandmelde-
anlagen mit zusätzlichen nichtautomatischen
Brandmeldern (Handfeuermelder) nach DIN EN 54
und DIN 14654 bzw. DIN 14655 im Verlaufe von
Fluchtwegen, Treppenräumen, Zu- und Ausgängen
vorzusehen. Die genaue Festlegung der Standorte
sollte in Abstimmung mit der zuständigen Feuer-
wehr erfolgen. Die Alarmaufschaltung der Brand-
meldeanlagen sollte zur zentralen Leitwarte und zu
einer ständig besetzten Leitstelle der öffentlichen
Feuerwehr erfolgen, wobei eine Verzögerungszeit
bis zur Durchschaltung zur öffentlichen Feuerwehr
in Teilbereichen (maximal 2 Minuten) vertretbar ist.
Die Ausführung und Installation der Brandmeldean-
lagen müssen den Richtlinien für Planung und Ein-
bau von Brandmeldeanlagen (VdS 2095) entspre-
chen.

Hinweis: Eine detaillierte Übersicht enthält Tabel-
le A2 im Anhang.

Spezielle Bereiche, wie z.B. die Sperrmüllaufga-
be, die nicht mit konventioneller Brandmeldetech-
nik zu überwachen sind, können mit Videokame-
ras mit Aufschaltung auf eine ständig besetzte
Stelle, wie z.B. die Leitwarte, ausgerüstet werden.

5.1.1 Abfallanlieferung und Abfallbunker
Die ständige Beobachtung des Abfallbunkers
durch den Kranführer ist Voraussetzung für eine
wirksame Branderkennung. Zur Unterstützung
des Kranführers sollte für die Früherkennung von
Bränden in der Abfallschüttung ein zuverlässiges
Erkennungssystem installiert werden.

In Verbindung mit den Anforderungen zur Brand-
bekämpfung sollte ein geeignetes Infrarot(IR)-Ka-
merasystem mit Kontrollmonitor in der Kranführer-
kanzel installiert werden, das auch eine
Lokalisierung des Brandherdes bei verqualmter
Umgebung ermöglicht. Das IR-System muß über
eine gesicherte Energieversorgung betrieben

werden. Ein zusätzlicher Kontrollmonitor sollte in
der zentralen Leitwarte vorgesehen werden.

Für die Feuerwehr sollte die Möglichkeit vorhanden
sein, an geeigneter Stelle eine Einsatzleitstelle
einzurichten, wo ein Kontrollmonitor einschließlich
steuerungstechnischer Anschlußverbindungen vor-
gehalten wird, z.B. für die Bedienung der Lösch-
monitore und der Thermografiekamera sowie die
Steuerung der Kräne.

Um die Infrarot-Abfallbunkerüberwachung bei
stark verqualmtem Abfallbunker optimal nutzen zu
können, empfiehlt sich die Installation eines Or-
tungssystems, das den Kranführer in die Lage ver-
setzt, das Glutnest aus dem Bunker mit Hilfe des
Krans über den Trichter auszufahren.

Weiterhin sind automatische Brandmeldeanlagen
vorzusehen für

n elektrische Betriebsräume,
n den Hydraulikraum der Sperrmüllzerkleine-

rung, die Abfallschieber usw.,
n den Kabelboden in der Kranführerkabine und

die Überwachung der Frischluft/Umluft,
n Lagerräume für Sonderabfälle,
n Lagerräume für Krankenhausabfall,
n Werkstätten, die sich im Untergeschoß des An-

lieferungsbereiches befinden,
n Ersatzteilläger.

5.1.2 Kesselhaus
Automatische Brandmeldeanlagen sind vorzuse-
hen für

n elektrische Betriebsräume einschließlich Ka-
belböden,

n den Hydraulikraum der Trichterklappe,
n Kabelräume, Kabelzwischengeschosse, Ka-

belkanäle und Kabelschächte,
n das Vorlagesilo für beladene Aktivkohle ein-

schließlich Mahlanlage für die Altkoksverbren-
nung.

5.1.3 Maschinenhaus
Automatische Brandmeldeanlagen sind vorzuse-
hen für

n elektrische Betriebsräume einschließlich Ka-
belböden,

n Transformatorräume (Transformatorenschutz,
unter anderem Temperaturüberwachung und
Buchholzschutz),

n Kabelräume, Kabelzwischengeschosse, Ka-
belkanäle, Kabelschächte,

n Turbinen-Schallschutzgehäuse,
n den Turbinenölraum/-keller, Ölkühler und
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n Hydraulikhilfsaggregate.

5.1.4 Schaltanlagengebäude
Automatische Brandmeldeanlagen sind vorzuse-
hen für

n Hochspannungs- (HS), Mittelspannungs-
(MS), Niederspannungsräume (NS),

n die Leitwarte, den Leitwartenumgang, den
Doppelboden, die Zwischendecken,

n Schalt-/Steuerräume einschließlich der Über-
wachung vorhandener Kabelböden,

n Kabelräume, Kabelschächte usw.

5.1.5 Abgas-Reinigungs-Anlagen
In diesen Bereichen sind Brandlasten vorwiegend
in Form von Kabelinstallationen und elektrischen
Betriebsmitteln, Behältern und Rohrsystemen aus
Kunststoff vorhanden. Hier sind ständig besetzte
Arbeitsplätze üblicherweise nicht vorhanden. Da-
her ist der gesamte Bereich der Abgas-Reini-
gungs-Anlagen einschließlich der Räume zur
Lagerung von Herdofenkoks/Aktivkohle, Altadsor-
bens, NH3 usw. mit einer automatischen Brand-
meldeanlage zu überwachen.

5.1.6 Klärschlammtrocknungsanlage
Neben den elektrischen Betriebsräumen und der
Meßwarte sind der gesamte Betriebsbereich der
Klärschlammtrocknungsanlage sowie darüber
hinaus bestehende feuerbeständig abgetrennte
Räume der Trocknungsanlage, Silos für Trocken-
gut, Hydraulikräume usw. durch eine automati-
sche Brandmeldeanlage zu überwachen.

5.1.7 Gefahrstoff- und Chemikalienlager
Diese Lagerbereiche sind flächendeckend durch
eine automatische Brandmeldeanlage zu überwa-
chen.

5.1.8 Erdgasversorgung
Eine Überwachung der Erdgasübernahme- und
-reduzierstationen mit Gaswarnanlagen wird emp-
fohlen.

5.2 Stationäre Löschanlagen

Bei der Auslegung und Ausführung von stationä-
ren Löschanlagen sind die entsprechenden
VdS-Richtlinien für Planung und Einbau von
Sprinkleranlagen (VdS 2092), Sprühwasser-
Löschanlagen (VdS 2109), Schaum-Lösch-
anlagen (VdS 2108) und CO2-Feuerlöschanlagen
(VdS 2093) zu beachten. Bei Wasserlöschanlagen
ist für eine ausreichende Löschwasserabführung
zu sorgen.

Die Auslösung der stationären, automatischen
Löschanlage muß in der zentralen Leitwarte ange-
zeigt werden.

Hinweis: Eine detaillierte Übersicht enthält Tabel-
le A2 im Anhang.

5.2.1 Abfallanlieferung und Abfallbunker
Das Brandbekämpfungskonzept für die Bereiche
Abfallanlieferung und Abfallbunker ist durch die
diversen Löscheinrichtungen so auszulegen, daß
von Fall zu Fall unter Einbeziehung des Bunker-
managements und der Infrarot-Kamera entspre-
chende Aktivierungen vorgenommen und auch
zeitweise wieder unterbrochen werden können.
Für die folgenden genanten Löschanlagen ist da-
her eine manuelle Auslösung vorzusehen. Die
Auslösung soll aus der Kranführerkabine und aus
der zentralen Leitwarte erfolgen. Zusätzlich ist
eine redundante Auslösung für die Feuerwehr an
gesicherter Stelle vorzusehen.

Sprühwasser-Löschanlage
n Abfallanlieferung

Der Bereich der Abfallabwurfschächte ein-
schließlich der Parkposition der Fahrzeuge
(z.B. Fahrzeugbox) ist durch Sprühwasser-
Löschanlagen zu schützen.

n Abfallbunker
Aufgeteilt in mehrere Löschbereiche mit einer
Zumischinstallation für Mehrbereichsschaum-
mittel (Wasserbeaufschlagung mindestens
20 mm/min).
Hinweis: Für Bereiche mit erheblichem Kunst-
stoffanteil wird die Verwendung von filmbilden-
den Schaummittel empfohlen.

n Kran und Schleppkabel
Sichern der Parkposition durch Sprühwasser-
Löschanlage, jedoch mindestens durch eine
Wasserschleieranlage.

n Abfallaufgabetrichter
n Sperrmüllzerkleinerungsbereich
n Lagerräume für Sonderabfälle (z.B. Kranken-

hausabfall und brennbare Flüssigkeiten) mit
Schaumzumischinstallation (Wasserbeaufschla-
gung 10 mm/min)

n Räume mit Hydraulikaggregaten mit brennba-
ren Hydraulikflüssigkeiten mit Zumischung
eines filmbildenden Schaummittels, 3 % Zumi-
schung.

Hinweis: Bei Vorhandensein einer Werk- oder Be-
triebsfeuerwehr mit ständig verfügbaren Einsatz-
kräften inGruppenstärkekönnendieLöschanlagen
im Bereich von Lagerräumen und von Räumen mit
Hydraulikaggregaten in Verbindung mit einer
Brandmeldeanlage auch als halbstationäre Anla-
gen ausgeführt werden.
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Eine halbstationäre Löschanlage besteht aus ei-
nem innerhalb des Schutzbereiches verlegten
RohrleitungssystemmitDüsen,das imBrandfallau-
ßerhalb des Schutzbereiches durch die Werk-/Be-
triebsfeuerwehr mit Löschmittel versorgt wird.

Wasserberieselung
n G 30-verglaste Kranführerkabine:

Berieselungsdichte 10 l/(m2Glasoberfläche � min).

Schaum-Wasserwerfer
n Leistung je Wasserwerfer mindestens

1000 l/min in Kombination mit einer stationären
Sprühwasser-Löschanlage

n Es sind Schaum-Wasserwerfer zu installieren,
die aus der Kranführerkabine und von außer-
halb des Abfallbunkers ferngesteuert werden
können. Die Anzahl der Werfer ist so zu bemes-
sen, daß jeder Punkt der Bunkeroberfläche im
Wirkbereich zweier Werfer liegt. Darüber hin-
aus empfiehlt es sich, einen weiteren
Schaum-Wasserwerfer unmittelbar unter der
Kranführerkabine zu installieren, der vom Kran-
führer manuell zur Brandbekämpfung von Ent-
stehungsbränden gezielt eingesetzt werden
kann. Die Löschmittelversorgung der Wasser-
werfer sollte direkt mit dem zentralen Schaum-
mitteltank verbunden werden; weiterhin ist die
Möglichkeit einer redundanten Einspeisung
durch die Feuerwehr vorzusehen.

n Die redundante Ansteuerung der Wasserwerfer
sollte im Bereich der Anlieferungshalle in unmit-
telbarer Nähe der Schnittstelle zum Anschluß
des 2. Monitors des Abfallbunker-Über-
wachungssystems vorgesehen werden.

Brandbekämpfungsöffnungen
in der Abfallbunkerwand
An der zur Abfallanlieferung gelegenen Längssei-
te des Abfallbunkers sollten an geeigneter Stelle in
Abständen von etwa 10 m Brandbekämpfungsöff-
nungen in der Bunkerwand vorgesehen werden.
Die Öffnungen sind im Normalbetrieb mit
T 90-Türen beziehungsweise einflügeligen T 90-
Wandklappen verschlossen. Liegen die Öffnun-
gen im Freien, entfällt diese Anforderung. Die Min-
destgröße der Öffnungen beträgt 0,75 m x 0,75 m.
Durch diese Öffnungen kann bei einem Bunker-
brand die Feuerwehr zusätzlich eine Brandbe-
kämpfung im Bunker durchführen. Neben jeder
Öffnung ist ein B-Anschluß mit Schlauchmaterial
und Strahlrohren im Anschluß an eine trockene
(oder naß-trockene) Steigleitung vorzusehen. Für
die Feuerwehr sind ein sicherer Zugang und
Standort einzurichten (z.B. außen angeordnete
Plattform mit Außentreppe).

5.2.2 Maschinenhaus
n Sprühwasser-Löschanlage mit Feinsprühdü-

sen in Kabelräumen, Kabelkanälen und Kabel-
schächten

n Sprühwasser-Löschanlage für im Freien ste-
hende Transformatoren mit dem Dielektrikum
Öl einschließlich Ölkühler

n Inertgas-Löschanlage oder Sprühwas-
ser-Löschanlage mit Feinsprühdüsen für das
Turbinen-Schallschutzgehäuse sowie für Räu-
me mit ölgefüllten Transformatoren, in Abhän-
gigkeit von der betriebstechnischen
Bedeutung nach den allgemein anerkannten
Regeln der Technik

n Schwerschaum- oder Inertgas-Löschanlage für
Turbinenschmierölraum/-keller, Ölkühler, Öl-
kanal

n Sprühwasser-Löschanlage mit Zumischung ei-
nes filmbildenden Schaummittels, 3 % Zumi-
schung oder Inertgas-Löschanlage als
Objektschutz für offene Hydrauliksteueranla-
gen und zentrale Hydraulikversorgungssyste-
me

5.2.3 Schaltanlagengebäude
n Inertgas-Löschanlagenschutz für alle Elektro-,

Leittechnik- und Schaltanlagenräume einschl.
Kabelböden

n Sprühwasser-Löschanlage mit Normal- oder
Feinsprühdüsen für Kabelkeller, Kabelschäch-
te, Kabelkanäle etc. Für eine risikogerechte
Löschwasserabführung ist zu sorgen

n Sprühwasser-Löschanlage für im Freien ste-
hende Transformatoren mit dem Dielektrikum
Öl einschließlich Ölkühler

5.2.4 Abgas-Reinigungs-Anlagen
n Sprühwasser-Löschanlage mit Feinsprühdü-

sen in Kabelräumen, Kabelkanälen und Kabel-
schächten

n Wasserberieselung der folgenden Anlagen-
komponenten gegen Wärmeeinwirkung von
außen bei Umgebungsbränden:

− GFK-Behälter und innengummierte Großbe-
hälter

− Siloanlagen für frischen und beladenen Herd-
ofenkoks/Aktivkohle (sofern Silos nicht in ei-
genständigen Brandabschnitten oder
feuerbeständigen Räumen untergebracht
sind und ein Umgebungsbrandrisiko existiert)

Die Auslegung muß so erfolgen, daß die Behälter-
oberfläche mit einem geschlossenen Wasserfilm
beaufschlagt wird. Die erforderliche Wasserlei-
stung beträgt mindestens 10 mm/min bezogen
auf die Behälteroberfläche. Der Abstand der
Sprühebenen sollte 2,5 m nicht überschreiten. Die
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Auslösung der Wasserberieselungsanlage kann
manuell sowohl aus der zentralen Leitwarte als
auch vor Ort im Gebäude der Abgas-Reini-
gungs-Anlage erfolgen. Die Wasserberieselungs-
anlagen können unter Berücksichtigung der erfor-
derlichen Leistungsdaten für Wasserbedarf und
Druck auch direkt an das Löschwasserleitungs-
netz/Hydrantennetz des Betriebes angeschlossen
werden.

5.2.5 Klärschlammtrocknungsanlage
n Wasserberieselung des Außenmantels der

Trockengutsilos mit manueller Auslösung zur
Beherrschung überdurchschnittlicher Behäl-
tererwärmung bei einem Umgebungsbrand.
Bei einem Glutbrand innerhalb des Silos ist die-
se Wasserberieselung jedoch ohne Schutz-
wert, für diesen Fall ist eine Inertisierung des
Behälters vorzusehen

n Sprühwasser-Löschanlagenschutz in Hydrau-
likräumen und für den Bereich Dickschlamm-
pumpen mit 3 % Zumischung eines
filmbildenden Schaummittels

5.2.6 Gefahrstoff- und Chemikalienlager
Sprühwasser-Löschanlage mit Zumischung eines
filmbildenden Schaummittels; in Abhängigkeit
von der Art und Menge des Lagergutes ist gege-
benenfalls eine andere geeignete Löschanlage
vorzusehen.

Die Auslösung der stationären, automatischen
Löschanlage muß in der zentralen Leitwarte ange-
zeigt werden.

5.3 Manuelle Brandbekämpfungs-
einrichtungen

5.3.1 Feuerlöscher
Eine ausreichende Anzahl Feuerlöscher ist bereit-
zustellen.

Die erforderlichen Löschmitteleinheiten und die
Anzahl der Feuerlöscher kann den „Regeln für die
Ausrüstung von Arbeitsstätten mit Feuerlöschern“
(VdS 2001) beziehungsweise ZH1/201 der BG ent-
nommen werden.

5.3.2 Wandhydranten
Neben allen zentralen Treppenräumen sind auf je-
der Bauteilebene unmittelbar am Treppenraumzu-
gang Feuerlösch-Anschlußeinrichtungen (Wand-
hydranten) nach DIN 14 461 an einer nassen oder
naß/trockenen Steigleitung DN 100 mit
C-Kupplungsanschluß und 30 m formbeständi-
gem Schlauch und D-Strahlrohr oder C-Strahlrohr
zu installieren. Der Mindestfließdruck muß an der
höchsten Stelle 3 bar betragen.

5.4 Rauch- und Wärmeabzugsanlagen
(RWA)

5.4.1 Natürlich wirkende Rauch- und Wärmeab-
zugsanlagen
Für die Abfallanlieferung und den Abfallbunker ist
eine Rauch- und Wärmeabzugsanlage im Dach
mit manueller Auslösung einzurichten. Die aero-
dynamisch wirksame Öffnungsfläche für den Ab-
fallbunker muß mindestens 8 % betragen.

Für alle Treppenräume muß eine Entrauchung mit
einer Öffnungsfläche von ca. 5 % der Treppen-
raumgrundfläche, mindestens jedoch 1 m2, si-
chergestellt werden.

Das Maschinenhaus ist mit einer Rauch- und Wär-
meabzugsanlage im Dach mit automatischer und
manueller Auslösung auszurüsten. Die aerodyna-
misch wirksame Öffnungsfläche sollte minde-
stens 3 % der Gebäudegrundfläche betragen.

Der gesamte, die Abgasreinigungsanlagen bein-
haltende Gebäudeteil ist ebenfalls mit einer
Rauch- und Wärmeabzugsanlage mit automati-
scher und manueller Ansteuerung auszurüsten.
Die aerodynamisch wirksame Öffnungsfläche
sollte mindestens 3 % betragen.

Bei der Auslegung sind die VdS-Richtlinien für Pla-
nung und Einbau von Rauch- und Wärmeabzugs-
anlagen (VdS 2098) und die DIN 18232 Rauch-
und Wärmeabzugsanlagen zu beachten.

5.4.2 Maschinelle Rauch- und Wärmeabzugs-
anlagen
Sämtliche innenliegenden elektrischen Betriebs-
räume sind mit einer maschinellen Entrauchung
mit einem mindestens 10-fachen Luftwechsel aus-
zurüsten. Die Ansteuerung erfolgt über eine
Brandmeldeanlage.

Bei Vorhandensein einer Inertgaslöschanlage ist
die Ansteuerung einer maschinellen Entrauchung
nur manuell vorzusehen.

6 Löschwasserversorgung

Es muß eine Löschwasserversorgung mit einer
Mindestleistung von 400 m3/h für mindestens
3 Stunden bei einem Mindestfließdruck von 3 bar
an der höchsten Entnahmestelle zur Verfügung
stehen.

Die notwendige Gesamtleistung errechnet sich
anhaltsweise aus dem Bedarf für die Bekämpfung
eines Abfallbunkerbrandes. Dabei ist der Bedarf
der stationären Löscheinrichtungen (2 Schaum-
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Wasserwerfer, 3 Sektionen der Sprühwasser-
Löschanlage) und der gleichzeitige Einsatz von
4 B-Rohren durch die Feuerwehr zu berücksichti-
gen.

Zur Entnahme von Löschwasser ist auf dem Be-
triebsgelände eine Hydranten-Ringleitung zu ver-
legen, auf der im Abstand von 80 m Überflurhy-
dranten DN 100 installiert sind. Die Bereitstellung
einer ausreichenden Löschwassermenge muß
über ein Löschwasserreservoir auf dem Betriebs-
gelände sichergestellt werden, das entweder aus
dem öffentlichen Netz oder durch andere Quellen
nachgespeist wird. Die Einspeisung in das Feuer-
löschnetz muß durch automatisch anlaufende
Pumpen mit gesicherter Energieversorgung erfol-
gen.

7 Löschwasserrückhaltung

Die einzelnen Baukörper einer Abfallverbren-
nungsanlage sind als Auffangwanne für einen un-
mittelbaren Löschwasserrückhalt ausgebildet
werden, wobei das Rückhaltevolumen jeweils an-
lagenbezogen festgelegt werden sollte. Alternativ
ist außerhalb der Anlage ein Löschwasserrückhal-
tebecken mit einem Volumen von ca. 500 m3 ein-
zurichten, an das die Auffangwannen der einzel-
nen Baukörper angeschlossen werden.

Der Abfallbunker besitzt in der Regel ein eigenes
ausreichendes Löschwasserrückhaltevolumen
von über 1.000 m3. In Abhängigkeit von dem tat-
sächlichen Rückhaltevolumen des Abfallbunkers
ist zu prüfen, ob der Abfallbunker als autarkes
Löschwasserrückhaltesystem bei einem Bunker-
brand angesetzt werden kann und somit ein An-
schluß an das außerhalb gelegene Rückhaltebek-
ken nicht erforderlich ist.

Hinweis: Richtlinien für Löschwasser-Rückhalte-
anlagen, Planung und Einbau (VdS 2557, in Vorbe-
reitung)

8 Feuerwehr

8.1 Öffentliche Feuerwehr

Grundsätzlich ist für den abwehrenden Brand-
schutz bei einer Abfallverbrennungsanlage die
örtliche öffentliche Feuerwehr zuständig.

8.2 Betriebs- oder Werkfeuerwehr

Es wird empfohlen, eine nebenberufliche Be-
triebsfeuerwehr einzurichten, deren Einsatzstärke
und technische Ausrüstung abhängig ist von der

Leistungsfähigkeit der öffentlichen Feuerwehr
und des stationären Brandschutzkonzeptes.

Die Mitglieder der Betriebsfeuerwehr sind feuer-
wehrtechnisch wie folgt auszubilden:

n Leiter und Schichtleiter der Betriebsfeuerwehr
sowie deren Stellvertreter sind unter Berück-
sichtigung der Feuerwehr-Dienstvorschrift
FwDV 2/1 „Ausbildung der Freiwilligen Feuer-
wehren - Rahmenvorschriften“ zum Gruppen-
führer auszubilden.

n Alle anderen Mitglieder müssen mindestens
eine Feuerwehrgrundausbildung nachgewie-
sen haben, deren Ziel die Mindestbefähigung
zum Einsatz als Truppmann einer Gruppe, Staf-
fel oder eines Trupps ist.

n Die feuerwehrtechnische Ausrüstung der Be-
triebsfeuerwehr orientiert sich an den betriebli-
chen Erfordernissen.

Wenn eine Abfallverbrennungsanlage umfassend
mit automatischen Löschanlagen ausgestattet ist,
darf die Mindesteinsatzstärke der Betriebsfeuer-
wehr statt einer Löschgruppe entsprechend
FwDV 4 „Die Gruppe im Löscheinsatz“ auf eine
Löschstaffel (1:5) je Schicht reduziert werden. Die
Struktur und Ausbildung dieser organisierten
Löschhelfer richtet sich in feuerwehrtechnischer
Hinsicht unter anderem auch nach der FwDV 3
„Die Staffel im Löscheinsatz“.

Darüber hinaus ist die Effektivität der Betriebsfeu-
erwehr mindestens einmal jährlich durch eine ge-
meinsame Übung mit der öffentlichen Feuerwehr
zu überprüfen.

Hinweis: VdS-Merkblatt für Werk- und Betriebsfeu-
erwehren (VdS 2034).

9 Blitz- und Überspannungs-
schutz

Grundsätzlich ist der einwandfreie Betrieb einer
Abfallverbrennungsanlage in starkem Maße ab-
hängig von einer intakten, störungsresistenten
Prozeßleittechnik.

Anlagen, die besonders gefährdet sind oder bei
denen Blitzschlag zu schweren Folgen führen
kann, sind mit Blitz- und Überspannungsschutz-
einrichtungen zu versehen. Hierzu gehören insbe-
sondere

n bauliche Anlagen, die die Umgebung wesent-
lich überragen,

n bauliche Anlagen, die feuer- oder explosions-
gefährdet sind,
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n Gefahrenmeldeanlagen,
n elektrische und elektronische Einrichtungen

zur Steuerung sicherheitsrelevanter Anlagen-
teile (z.B. eines Bypasses als Sicherheitsauslaß
in der Abgasreinigung) und

n elektrische und elektronische Einrichtungen,
die von Behörden geforderte umweltrelevante
Daten erfassen und verarbeiten (Emmissions-
meßeinrichtungen).

Basis für das Blitz- und Überspannungsschutz-
konzept ist die Normenreihe DIN VDE 185 in Ver-
bindung mit VdS 2031 „Überspannungsschutz in
elektrischen Anlagen“. Bei Abfallverbrennungsan-
lagen sollte über die Forderung der DIN VDE 185
hinaus für den äußeren Blitzschutz (Gebäude-
blitzschutzanlage)

n die Maschenweite der Fangeinrichtungen
10 m x 10 m betragen und

n die Ableitungen unter Einbezug der Gebäude-
ecken alle 10 m gleichmäßig auf den Umfang
des Gebäudes verteilt werden.

Zusätzlich sollten leitfähige Gebäudebestandteile
(z.B. Bewehrungsstähle, Stahlstützen und -trä-
ger), die untereinander elektrisch leitend zu ver-
binden und an die Erdungsanlage anzuschließen
sind, als Fangeinrichtung und Ableitung genutzt
werden. Hierbei ist zu beachten, und auch wäh-
rend des späteren Anlagenbetriebs sicherzustel-
len, daß durch Blitzströme keine Erwärmung ver-
ursacht wird, die zur Zündung angrenzender bzw.
darunter liegender Stoffe führen kann.

Die Erdungsanlagen verschiedener Betriebsge-
bäude sind zu vermaschen, so daß eine Flächen-
erdung erzielt wird.

Die Gebäudeblitzschutzanlage ist mindestens im
Turnus von drei Jahren einer eingehenden Sicht-
kontrolle und einer Messung des Erdungswider-
standes zu unterziehen.

Grundvoraussetzung für einen wirkungsvollen in-
neren Blitzschutz ist ein konsequenter Potential-
ausgleich (Blitzschutzpotenzialausgleich). In den
Blitzschutzpotentialausgleich sind die

n Schutzleiter der elektrischen Anlage,
n Erdungsanlage,
n Ableitungen der Überspannungs-Schutzein-

richtungen der energie- und informationstech-
nischen Netze,

n Schirme von Leitungen und Kabeln,
n metallische Gebäudekonstruktionen, Rohrlei-

tungen und Kanäle sowie die

n Gebäudeblitzschutzanlage

einzubeziehen.

Leitungen bzw. Kabel, die gebäudeübergreifend
verlaufen, sind durch

n Verlegung in metallenen Rohren sowie Kanälen
(geschirmte Rohre/Kanäle), Stahlbetonkanä-
len oder durch

n Verwendung von Kabeln und Leitungen mit
Doppelschirm, wobei der äußere Schirm blitz-
stromtragfähig sein muß

zu schützen. Die Rohre und Kanäle sowie äußere
Schirme von Kabeln und Leitungen sind beidseitig
in den Blitzschutzpotentialausgleich einzubezie-
hen.

Hohe Sicherheit bieten Lichtwellenleiter, da sie
unempfindlich gegen elektromagnetische und
elektrostatische Felder sind und eine absolute Po-
tentialtrennung sicherstellen.

Während des Betriebes ist es speziell bei
bestehenden Gebäudeblitzschutzanlagen erfor-
derlich, alle Überspannungsschäden konsequent
zu erfassen und auszuwerten, so daß der Schutz-
standard fortlaufend optimiert werden kann. Um
einen funktionstüchtigen Zustand zu erhalten, sind
die Überspannungsschutzeinrichtungen gemäß
Herstellervorschrift zu warten und - besonders nach
regionaler Gewittertätigkeit und erst recht nach
jedem Auslösen - zu kontrollieren und gegebe-
nenfalls wieder einzuschalten oder auszutauschen.
Damit eine einwandfreie Funktion jederzeit sicher-
gestellt ist, empfiehlt es sich, diese Schutzgeräte
durch Aufschaltung auf die zentrale Leitwarte fern-
zuüberwachen.

10 Intrusionsschutz

10.1 Einfriedung

Das Betriebsgelände ist durch einen mindestens
2,50 m hohen massiven Industriezaun einschließ-
lich Übersteigsicherung einzufrieden. Für im Bau
befindliche Projekte sind standfeste vorüberge-
hende Behelfseinzäunungen vorzusehen.

10.2 Bewachung

Grundsätzlich sind die Zugänge durch eine stän-
dige Pförtnerbesetzung zu kontrollieren. Im Be-
reich von Zufahrtstoren, die nicht ständig vom
Pförtner eingesehen werden können, sind Kame-
ras zur Überwachung mit Aufschaltung auf eine
ständig besetzte Stelle zu installieren.
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Zur Bewachung ist ein Wachdienst einzurichten,
der in Abständen von maximal 2 Stunden Innen-
und Außenrundgänge mit Stechuhrenkontrolle
durchführt.

10.3 Beleuchtung des Betriebsgeländes

Die Beleuchtung sollte so ausgelegt werden, daß
Personen schnell entdeckt werden können. Um
auch Gebäudeecken auszuleuchten ist es besser,
mehrere kleine Beleuchtungskörper als nur wenige
große vorzusehen. Flutlichtmasten eignen sich zur
Ausleuchtung großer Freiflächen oder Läger im
Freien. Die Beleuchtung sollte gruppenweise ge-
schaltet und nach Möglichkeit einzeln in der Nieder-
spannungsverteilung abgesichert werden. Die Ab-
deckung der Beleuchtungskörper sollte so
ausgelegt sein, daß sie von geworfenen Gegen-
ständen nicht zerstört werden können (ballwurfsi-
chere Ausführung). Die Leitungen zur Stromversor-
gung müssen in einem angemessenen Abstand
von der Grundstücksgrenze sicher im Erdreich oder
mit einem Mindestabstand von fünf Metern über
den Verkehrsflächen verlegt werden. Es wird emp-
fohlen, eine automatische Einschaltung der Be-
leuchtung mittels einer Fotozellensteuerung (Däm-
merungsschalter) vorzusehen.

11 Organisatorischer Brandschutz

Für die gesamte Anlage ist eine Brandschutzorga-
nisation aufzustellen. Hinweise finden sich im
VdS-Merkblatt zur Sicherheitsorganisation (VdS
2555). Grundsätzliche Anforderungen sind dem
VdS-Merkblatt „Brandschutz im Betrieb“ (VdS
2000) zu entnehmen.

11.1 Brandschutzbeauftragter

Ein Brandschutzbeauftragter ist zu ernennen. Eine
Ausbildung entsprechend dem VdS-Lehrgang für
Brandschutzbeauftragte nach dem CFPA-Modell
wird empfohlen.

Der Brandschutzbeauftragte sollte in allen Fragen
des Brandschutzes der Betriebsleitung einer Ab-
fallverbrennungsanlage direkt unterstellt sein. Der
Brandschutzbeauftragte hat zunächst nur eine be-
ratende, feststellende und weitermeldende Funk-
tion; eine ihm möglicherweise zu übertragende
Weisungsbefugnis bleibt jedoch dem Ermessen
der Betriebsleitung der Abfallverbrennungsanlage
vorbehalten und sollte ggf. mit entsprechenden
Erläuterungen verbindlich schriftlich fixiert wer-
den. Folgende Beispiele, die keinen Anspruch auf
Vollständigkeit erheben, umreißen den möglichen
Tätigkeitsrahmen eines betrieblichen Brand-
schutzbeauftragten:

n Durchführung, bzw. Überwachung regelmäßi-
ger innerbetrieblicher Brandschutzkontrollen/
Betriebsbegehungen mit Ergebnisprotokoll-
führung

n sofortige Meldung festgestellter Brandschutz-
mängel an die Betriebsleitung

n Mitwirkung bei schnellstmöglicher Beseitigung
von Brandschutzmängeln

n Beratung in Fragen des Brandschutzes
n Mitwirkung bei der Festlegung von organisato-

rischen Brandschutzmaßnahmen wie das Er-
stellen

− einer Brandschutzordnung,
− von Alarmplänen,
− von Brandschutzplänen und
− des Explosionsschutz-Zonen-Plans

n Mitwirkung bei der Festlegung von Ersatzmaß-
nahmen bei Ausfall im Betrieb vorhandener
Brandschutzeinrichtungen

n Brandschutzunterweisung und Ausbildung der
Mitarbeiter

n Kontakt zur zuständigen Feuerwehr und dem
Versicherer

11.2 Brandschutzordnung

Die Brandschutzordnung stellt eine wesentliche
organisatorische Brandschutzmaßnahme dar.

Es handelt sich hierbei um eine jeweils auf eine be-
stimmte Abfallverbrennungsanlage (auf ein be-
stimmtes Einzelobjekt) zugeschnittene, klar ge-
gliederte Zusammenfassung von Regeln für die
Brandverhütung und das Verhalten im Brandfall.

Hinsichtlich der Erstellung und Ausführung einer
Brandschutzordnung sind als Mindestanforderun-
gen die DIN 14 096 und die Vorgaben in der Bro-
schüre VdS 2000 „Brandschutz im Betrieb“ und
auch VGB R 108 zu beachten.

11.3 Betriebliche Alarm- und
Gefahrenabwehrpläne

Zur Begrenzung der Auswirkungen eines Brand-
ereignisses sind betriebliche Alarm- und Gefah-
renabwehrpläne aufzustellen und laufend fortzu-
schreiben.

Betriebliche Alarm- u. Gefahrenabwehrpläne kön-
nen ihren Zweck nur dann erfüllen, wenn sie die
tatsächlichen Gegebenheiten berücksichtigen
und dem neuesten Stand der Erkenntnisse ent-
sprechen. Sie müssen mit den örtlichen (öffentli-
chen) Gefahrenabwehrplanungen und der
DIN 14 095 „Feuerwehrpläne für bauliche Anla-
gen“ in Einklang stehen.
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12 Qualitäts-, Sicherheits- und
Umweltmanagement

Im Rahmen der Optimierung des Sicherheitskon-
zeptes ist es sinnvoll, ein für Abfallverbrennungs-
anlagen spezifisches integriertes Qualitäts-, Si-
cherheits- und Umweltmanagementsystem zu
entwickeln, das die technischen Sicherheitsein-
richtungen durch organisatorische Regelungen
und Maßnahmen unterstützt. Technische Sicher-
heitsmaßnahmen sind nur dann wirkungsvoll,
wenn sie in den organisatorischen Rahmen für
das Zusammenwirken der Menschen untereinan-
der sowie von Mensch und Technik eingebunden
sind.

12.1 Qualitätsmanagementsystem
DIN EN ISO 9000 ff

Dieses System beschreibt ein Konzept zur syste-
matischen und nachvollziehbaren Planung,
Durchführung, Lenkung, Überwachung und Ver-
besserung von Prozessen.

Bei Abfallverbrennungsanlagen umfaßt dies unter
anderem Vorgänge wie die Anlieferung von ther-
misch verwertbarem Abfall, die ordnungsgemäße
und genehmigungskonforme Beschickung und
Steuerung der Anlagen sowie die Entsorgung aller
Rückstände.

Ein Qualitätsmanagementsystem schafft die Basis
dafür, um auch die Lieferanten in das gesamte Si-
cherheitskonzept einzubeziehen. Dies wiederum
bringt zusätzliche Sicherheit, indem z.B. durch
systematische Nachweisführung in Zusammenar-
beit mit den Abfallanlieferern eine Spreng- und
Hohlkörperfreiheit erreicht werden kann.

Für alle technischen und organisatorischen Si-
cherheitsmaßnahmen gilt es, im Rahmen des
Qualitätsmanagementsystems die Verantwort-
lichkeiten und Kompetenzen der in der Abfallver-
brennungsanlage beschäftigten Personen festzu-
legen und die Zusammenarbeit mit Lieferanten,
Entsorgern und Behörden zu regeln. Hierdurch
wird ein ordnungsgemäßer Normalbetrieb ge-
währleistet.

12.2 Umweltmanagementsystem
- Öko-Audit-Verordnung -
ISO 14000 ff

Sowohl die Öko-Audit-VO (EWG Nr. 1836/93 Ver-
ordung des Rates vom 23. Juni 1993 über die frei-
willige Beteiligung gewerblicher Unternehmen an
einem Gemeinschaftssystem für das Umweltma-
nagement und die Umweltbetriebsprüfung) als

auch die Normenreihe ISO 1400 ff Environmental
management systems (Normenentwürfe in deut-
scher Sprache sind in Vorbereitung) bieten die
Basis für den Aufbau eines betrieblichen Umwelt-
managementsystems. Ein solches Umweltmana-
gementsystem fordert im Rahmen einer Umwelt-
prüfung u.a. Konzepte zur Verhütung und
Begrenzung umweltschädigender Unfälle sowie
Aufbau und Dokumentation einer Notfallplanung.
Um den Anforderungen der Öko-Audit-VO ge-
recht zu werden, müssen sich Unternehmen Klar-
heit über ihren umweltbezogenen Ist-Zustand ver-
schaffen, indem sie die Wirkungen auf die Umwelt
erfassen, bewerten und dokumentieren. Im Rah-
men eines Umweltprogramms sollen dann kon-
krete Ziele gesetzt sowie ein Zeitplan und ein
Maßnahmenkatalog zu deren Umsetzung aufge-
stellt werden.

Um die personellen, technischen und organisatori-
schen Voraussetzungen für die Einhaltung aller Ge-
setze sowie der Erreichung der selbstgesteckten
Umweltziele zu schaffen, ist ein Umweltmanage-
mentsystem in der betrieblichen Organisation zu
verankern. Wegen der hohen Umweltrelevanz ist es
insbesondere für eine Abfallverbrennungsanlage
von entscheidender Bedeutung, durch organisato-
rische Maßnahmen die Einhaltung von Genehmi-
gungsauflagen, die sichere Prozeßsteuerung sowie
ein effektives Störfall- und Notfallmanagementsys-
tem sicherzustellen.

Wie auch beim Qualitätsmanagementsystem wird
beim Umweltmanagementsystem durch Audits
überprüft, ob die gesetzten Ziele erreicht werden
und das Managementsystem den Anforderungen
entspricht und wirksam ist.

Nach der Öko-Audit-Verordnung ist dann von dem
Unternehmen eine für die Öffentlichkeit bestimmte
Umwelterklärung zu erstellen, die alle wichtigen
Erkenntnisse, wie Daten über Schadstoffemissio-
nen, Rohstoff-, Energie- und Wasserverbrauch so-
wie die Darstellung des Umweltprogramms und
des Umweltmanagementsystems zusammenfaßt.
Ein externer unabhängiger Umweltgutachter
überprüft später die Richtigkeit und Vollständig-
keit dieser Angaben. Das Unternehmen erhält ein
Zertifikat, das standortbezogen auch zur Image-
pflege eingesetzt werden kann.

13 Montage und Instandhaltung

Abgesehen von dem betriebsartbedingten Risiko-
potential bestehen während der Anlagenerrich-
tungsphase sowie bei Revisionen und Instandset-
zungsarbeiten einerseits deutlich erhöhte,
andererseits aber auch gänzlich verschiedene
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Gefahrenmerkmale gegenüber dem geregelten
Betrieb.

Die Bauphase ist gekennzeichnet durch ein stark
frequentiertes Gelände, das gleichzeitige Wirken
unterschiedlicher Gewerke, die bereichsweise
mehr oder weniger stattfindende Ansammlung
von brennbaren Materialien und Zündquellen
durch Heißarbeiten (Schweißen, Löten, Trenn-
schleifen, Brennscheiden, Heißkleben u.ä.), Rau-
chen, provisorisch verlegte elektrische Leitungen
usw.

Technische Brandschutzmaßnahmen, eine risiko-
gerechte Löschwasserversorgung, Hydranten
usw. werden erst im Zuge der Endausbauarbei-
ten, während des Probebetriebes oder erst nach
mehrmonatigem Betrieb installiert.

Gleiches gilt für die Brandschutzorganisation, die
Betriebsfeuerwehr und den Werkschutz, die in al-
ler Regel erst im Zuge der Inbetriebnahme einge-
richtet werden. Dies führt dazu, daß insbesondere
während der Errichtungsphase die Schadenein-
trittswahrscheinlichkeit und der Schadenumfang
besonders hoch sind.

Revisionen, die sich nach den entsprechenden
Betriebsstunden ergeben, weisen ein geringeres
Risiko auf. Gleichwohl stellen sie gegenüber dem
geregelten Betrieb durch das gleichzeitige Arbei-
ten unterschiedlicher Fremdunternehmen, die
bereichsweise Ansammlung von brennbaren Ma-
terialien (wie in der Bauphase) und das Vorhan-
densein unterschiedlicher Zündquellen ein hohes
Gefährdungspotential dar.

13.1 Montage, Anlagenerrichtung

13.1.1 Brandschutz-/Sicherheitsorganisation
Im Zuge der Bauplanung ist bereits ein Brand-
schutz- und Sicherheitskonzept auszuarbeiten,
das spätestens mit Baubeginn wirksam werden
muß.

Wesentliche Maßnahmen, die bereits vor Baube-
ginn durchgeführt werden müssen, sind

n die Aufstellung einer Brandschutzgruppe,
n das Erstellen eines Brandschutzkonzeptes, ei-

ner Brandschutzordnung, einer Baustellenord-
nung,

n die Unterweisung der Mitarbeiter und Fremdfir-
men,

n die Koordination sowie Kontrolle der ausfüh-
renden Firmen und der Gewerke usw.,

n das Erstellen eines Löschwasserversorgungs-
plans sowie

n das Erstellen eines Baustelleneinrichtungspla-
nes.

Die Brandschutzordnung in Verbindung mit der
Baustellenordnung, die auch Sanktionen für den
Fall von Verstößen enthält (z.B. Verweis von der
Baustelle) sollte mit ausführenden Firmen vertrag-
lich festgelegt bzw. in den Vertrag miteinbezogen
werden.

Darüber hinaus ist eine Werkschutz- und Bewa-
chungsorganisation (Personenkontrolle, Bewa-
chung der Baustelle rund um die Uhr usw.) einzu-
richten.

Spezielle Brandschutzmaßnahmen sollten in Ab-
stimmung mit der öffentlichen Feuerwehr oder der
Werk-/ Betriebsfeuerwehr festgelegt werden. Hier-
zu zählen unter anderem die Verfügbarkeit der
Löschwasserversorgung im Umfeld brandgefähr-
deter Arbeitsplätze, die Gestellung einer Brand-
wache usw.

13.1.2 Baustelleneinrichtung
Zu den Vorbereitungsarbeiten zählt bereits das
Aufstellen und Einrichten von Bauunterkünften.
Behelfsbauten, vor allem solche aus brennbaren
Baustoffen, sind in ausreichenden Abständen zu
bestehenden oder künftig zu errichtenden Werks-
bereichen (30 m) und untereinander (20 m) anzu-
ordnen, um im Brandfall einer Brandausbreitung
vorzubeugen und für die Feuerwehr genügend
Bewegungsflächen sicherzustellen.

Bei Aneinanderreihung von Baracken und Contai-
nerbauten ist mindestens alle 30 m eine 0,5 m über
Dach und über die Seitenwände geführte Brand-
wand vorzusehen.

Im Rahmen der Festlegung geeigneter Aufstel-
lungsorte ist insbesondere darauf zu achten, daß
derartige „fliegende Bauten“ nicht unterhalb zu-
künftig zu errichtender Rohrbrücken, Kabeltras-
sen usw. aufgestellt werden.

Läger für brennbare Flüssigkeiten und Gase sind
ebenfalls in ausreichendem Abstand zu Gebäu-
den und Anlagen sowie zu Behelfsbauten einzu-
richten und als solche weithin sichtbar zu kenn-
zeichnen. Sie sind gegen das Betreten durch
Unbefugte zu sichern.

13.1.3 Löschwasserversorgung
Mit Aufnahme der Bautätigkeiten sollte eine
Löschwasserversorgung für das Baufeld verfüg-
bar sein. Im Normalfall ist eine Löschwasserver-
sorgung über ein Rohrnetz DN 150 mit einer den
Bedürfnissen angepaßten Verteilung von Über-
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flurhydranten und einer Löschwasserverfügbar-
keit von 192 m3/h als risikogerechte Erstausrü-
stung zu installieren.

13.1.4 Vermeidung von Bränden
Grundsätzlich sollte die Lagerung von brennbaren
Materialien, brennbaren Bauteilen usw. im Umfeld
der zu errichtenden Anlagen auf das unbedingt
notwendige Minimum reduziert werden.

Vorräte, brennbare Flüssigkeiten usw. sollten in ei-
nem sicheren Abstand zur Baustelle (Entfernung
mindestens 20 m) gelagert werden.

Gerüste und Arbeitsbühnen sollten aus nicht-
brennbaren Materialien bestehen (Stahl, Alumini-
um). Brennbare Schal- und Gerüstbauteile sind
nur in Ausnahmefällen zu dulden. Wird aus Grün-
den des Witterungsschutzes ein Verkleiden von
einzelnen Arbeitsplätzen oder -bereichen erfor-
derlich, sind hierzu nichtbrennbare Abdeckungen
der Baustoffklasse A nach DIN 4102-1, zu wählen
(z.B. Planen aus mineralischen Fasern). Großflä-
chige Verkleidungen sollten mindestens der Bau-
stoffklasse B 1 nach DIN 4102 entsprechen.

Besonders brandgefährdete Arbeitsvorgänge wie
Gummierungsarbeiten oder feuergefährliche Arbei-
ten bedürfen einer schriftlichen Erlaubnis (Freiga-
beschein, Schweißerlaubnisschein). Die Freigabe
sollte entsprechend der Sicherheitsorganisation
nur durch die Baustellenleitung in Abstimmung mit
dem verantwortlichen Brandschutzbeauftragten er-
folgen.

13.1.5 Brandschutztechnische Maßnahmen
Entsprechend des Baufortschrittes, Errichtung
der Treppentürme, Errichtung der Gebäude, Be-
triebsräume usw. sollten die Brandschutzinstalla-
tionen, insbesondere die

n Löschwasserversorgung,
n Brandfrüherkennungs-/Brandmeldeanlagen,
n Löschanlagen,

gebäude- bzw. raumbezogen kontinuierlich mit
ausgebaut werden.

13.1.5.1 Brandschutzabschottungen
Im Zuge der technischen Anlageninstallation ist es
erforderlich, die baulichen Trennungen zumindest
behelfsmäßig durch den Einsatz mobiler Abschot-
tungssysteme (z.B. Brandschutzkissen bei Kabel-
durchbrüchen) einzurichten und besonders
brandgefährliche Anlagenteile wie innenbe-
schichtete Rohrleitungen usw. durch feuerbestän-
dige Steckscheibenabschottungen oder das He-

rausnehmen von Rohrleitungsstücken zu schüt-
zen.

Vollwertige, stationär installierte Brandabschot-
tungen im Sinne einer baulichen Brandabschnitts-
unterteilung (geprüfte und bauaufsichtlich zuge-
lassene Systeme) können aufgrund der Größe
sowie aus verfahrenstechnischen Gründen spe-
ziell im Bereich der Abgasreinigung nicht dauer-
haft im Betrieb einsetzbar sein. Es ist deshalb er-
forderlich, für den Zeitraum der durchzuführenden
Montage und bei allen wiederkehrenden Still-
standszeiten zum Zwecke der Revision und In-
standsetzung, Brandabschottungen zwischen
einzelnen Anlagenkomponenten einzurichten, die
erst unmittelbar vor der (Wieder-)Inbetriebnahme
entfernt werden dürfen.

Als Brandschott mit Feuerwiderstandscharakter
sind folgende Systeme zu empfehlen:

n feuerbeständige Konstruktion F 90-A, in Anleh-
nung an DIN 4102, bestehend aus einem mit
nichtbrennbaren Platten beplankten Stahlrah-
mengerüst, dessen Gewicht als Zusatzlast von
den Anlagenteilen aufgenommen werden kann

n Stahlplatte, geschützt durch eine Berieselungsein-
richtung, (Wasserbeaufschlagung 15 mm/min,
automatische Auslösung mittels Anregerrohrnetz)

Für die Installation derartiger Brandschotts sind
grundsätzlich folgende Einbauorte zu empfehlen:

n im Eingang Rohgaskanal/Wäscher am letzten
Kompensatorspalt, wenn nicht eine sperrluft-
beaufschlagte Jalousie- oder Schwenkklappe
(Bypass) aus verfahrens- und anlagentechni-
schen Gründen bereits installiert ist

n im Abgaskanal zwischen Wäscher und
SCR-Reaktor

n im Abgaskanal zwischen SCR-Reaktor und De-
dioxinierung

Mit zusätzlichen Brandabschottungen lassen sich
gegebenenfalls weitere Anlagenteile voneinander
trennen. Hierzu können gehören:

n Filteranlagen
n Wärmetauscher
n Entleerungsbehälter usw.

13.1.5.2 Branderkennung und -meldung
Erhöht brandbelastete oder besonders risikoex-
ponierte Bereiche und Anlagen sollten frühzeitig
mit automatischen Brandmeldeanlagen über-
wacht werden. Dies gilt insbesondere für brennba-
re oder innengummierte, innenbeschichtete Anla-
gen wie Adsorber, Abgaskanäle, Behälter usw.
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Zur Brandfrüherkennung sollten möglichst Rauch-
melder eingesetzt werden. Für die Branderken-
nung, der hauptsächlich Bedeutung während der
Stillstandszeiten zukommt (z.B. bei Montage,
Instandhaltung und Reparatur), sind anlagenbe-
zogen mobile, leicht montierbare Einrichtungen
einsetzbar. Die Innenüberwachung von innengum-
mierten Abgasreinigungsanlagen ist von den räum-
lichen und betrieblichen Gegebenheiten abhängig
zu machen. Z.B. sind innerhalb eines Abgaswä-
schers Überwachungsebenen zu bilden, deren
Abstandsbemessung sich weitestgehend an den
Voraussetzungen der Einbauten orientieren sollte.
Bis zu einem Behältervolumen von 100 m3 und
einer maximalen Höhe von < 5 Meter reicht die
Installation eines Melders im Bereich des Behäl-
terkopfes aus. Gegebenenfalls vorhandene luft-
technisch untereinander getrennte „Räume“ müs-
sen jeweils mit weiteren Brandmeldern überwacht
werden. In größeren Behältern und oberhalb von
8 m Höhe muß eine Aufteilung der Überwachungs-
ebenen mit einer max. Einzelmelder-Überwa-
chungsfläche von 60 m² für die Installation der
Brandmeldeanlage erfolgen. Eine verdichtete Mel-
deranordnung

n Überwachungsebenen ≤ 5 m,
n Überwachungsfläche 25 m²

sollte zur Sicherstellung der Brandfrüherkennung
immer dann durchgeführt werden, wenn Behälter-
einbauten, Behältergeometrien etc. dies zur Si-
cherstellung einer qualifizierten Brandfrüherken-
nung erfordern.

13.1.5.3 Löschanlagen
Nach einschlägigen Schadenerfahrungen aus der
Vergangenheit kommt es im Inneren von trok-
kenstehenden GFK-Behältern und innengum-
mierten Großbehältern im Brandfall zu einer ra-
santen und nicht mehr beherrschbaren
Brandausbreitung. Der innere Schutz von trocken-
stehenden Behältern dieser Art ist durch ein stän-
dig, auch bei Anlagenstillstand und Freischaltung
verfügbares Löschsystem sicherzustellen. Dies
kann entweder durch die Inbetriebnahme der
Sprühebenen und/oder Düsenebenen der Notbe-
düsung und/oder durch die zeitweise Installation
einer mobilen Sprühflutanlage erfolgen (siehe
hierzu auch Hinweis im Abschnitt 5.2.1).

Im Hinblick auf einen wirksamen Schutz von
brennbaren, innengummierten oder innenbe-
schichteten Anlagen wie Adsorbern, Abgaskanä-
len, Behältern, Naß-Elektrofiltern ist in Abhängig-
keit von der Verfahrenstechnik zu prüfen, welche
stationären bzw, halbstationären Löschanlagen

einsetzbar sind. Dabei können berücksichtigt wer-
den:

n vorhandene Bedüsungsebenen
n Sprühabsorbtionsebenen
n Sprüheinrichtungen der Tropfenabscheider

Es empfiehlt sich, frühzeitig im Zuge der Montage
sowie im Rahmen aller Stillstandszeiten, unter an-
derem auch zur Revision und Instandhaltung, die
Pumpenanlagen so in Betrieb zu halten, daß die
einzelnen Sprühsysteme mit Wasser oder Sus-
pension betrieben werden können. Aufgrund der
unterschiedlichen technischen Auslegung, Steue-
rungsfunktionen usw. der Anlagen, der sicher-
heitstechnischen Auflagen (in Revision befindli-
che Anlagen freizuschalten und/oder stromlos zu
schalten), wie auch aufgrund der Demontage an-
lagenbezogener Sprüheinrichtungen wird eine
Stand-by-Funktion nicht immer realisierbar sein.

Unter der Voraussetzung, daß die Bedüsungsebe-
nen und Sprüheinrichtungen im Zuge der Monta-
ge zum Zeitpunkt der Innengummierungsarbeiten
sowie während Stillstandszeiten allgemein funk-
tionsbereit sind, empfiehlt es sich, Anschlußflan-
sche an geeigneter Stelle vorzusehen, über die
mittels C-Kupplungsanschlüsse eine Einspeisung
von Löschwasser aus dem Feuerlöschnetz erfol-
gen kann.

Sollten diese Möglichkeiten nicht realisierbar sein,
empfehlen sich folgende Alternativen:

n Installation von mobilen Sprühwasser-Lösch-
einrichtungen mittels Hydroschildern oder
Zerstäuberstrahlrohren (Wasserbeaufschla-
gung mindestens 2,5 mm/min, bezogen auf die
Innenoberfläche), die durch ein Anregerrohr-
netz oder über eine Brandmeldeanlage ausge-
löst werden

n Bereitstellung von Schaumlöschgeräten an
den Mannlöchern und an den Revisionsöffnun-
gen, um mittels Leicht- oder Mittelschaum eine
wirksame Brandbekämpfung durchführen zu
können

13.2 Instandhaltung, Revisionen

Abfallverbrennungsanlagen unterliegen in der Re-
gel der Bundesimmissionsschutzverordnung
(BIMSchV). Hieraus ergeben sich bestimmte An-
forderungen an Wartung und Instandhaltung.
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Danach hat der Betreiber einer Anlage unter ande-
rem

n die Einrichtung und den Betrieb der sicher-
heitstechnisch bedeutsamen Anlagenteile, ins-
besondere die Brandschutzanlagen zu prüfen,
sowie die Anlage in sicherheitstechnischer Hin-
sicht ständig zu überwachen und regelmäßig
zu warten und

n die Wartungs- und Reparaturarbeiten nach den
allgemein anerkannten Regeln der Technik
durchzuführen.

Grundsätzlich sind in diesem Zusammenhang
heiße Oberflächen wie Wärmetauscher und expo-
nierte Flächen, an denen sich brennbare Rück-
stände anlagern können, z.B. im Bunkerbereich,
periodisch zu kontrollieren und zu reinigen.

Auch wenn das Gefahrenpotential im Zuge der In-
standhaltung und Revision bestehender Anlagen
nicht mehr mit dem in der Bauphase vergleichbar
ist, wird eine Reihe von Arbeitsvorgängen anfal-
len, bei denen der Brandschutz erhöhter Aufmerk-
samkeit bedarf, z.B. bei

n Schweiß- und Brennschneidarbeiten,
n Reinigungsarbeiten (Schleif- und Polierarbei-

ten),
n Anstrich- und Beschichtungsarbeiten,
n Reparaturen an innengummierten Behältern,
n Verklebearbeiten,
n Entleerung und Befüllung von Herdofen-

koks- bzw. Aktivkohlesystemen,
n Reparaturen im Abfallbunkerbereich usw.

Für die Einrichtung auch einer nur örtlich begrenz-
ten Baustelle gelten grundsätzlich die gleichen Si-
cherheitsanforderungen wie während der Monta-
gephase:

n Erstellung eines Arbeitsplanes (Terminplan),
um Überschneidungen von gefahrerhöhenden
Arbeitsvorgängen auszuschließen; Freigabe-
verfahren, z.B. schriftliches Genehmigungsver-
fahren für Schweißarbeiten/Verklebearbeiten
und ähnliches

n Benennung eines verantwortlichen Bauleiters,
der die Koordination der einzelnen Arbeits-
schritte vorzunehmen hat

n Durchführung von Sicherheitsbelehrungen vor
Arbeitsaufnahme

n grundsätzliche Einschaltung der Brandschutz-
bzw. Sicherheitsabteilung der Abfallverbren-
nungsanlage

n schriftliche Einzelgenehmigung für feuergefährli-
che Arbeitsverfahren, besonders in gefährdeten

Betriebsbereichen und Anlagenteilen wie Ab-
gasreinigung und Abfallbunker

n Einsatz einer ständigen Brandwache im Zuge
von Feuerarbeiten, die durch die Betriebsfeuer-
wehr zu stellen ist

n Schaltung der Löschanlagen auf “Bereitschaft”
(z.B. Funktionserhaltung der Notbedüsungs-
ebenen im Adsorber, Sprühwasser-Lösch-
anlage, Abfallbunker usw.)

n Vorhalten von Löschwasserentnahmestellen in
unmittelbarer Nähe von Arbeitsstellen

n Auslegen von wasserführenden Schläuchen
mit Strahlrohren

n Vorhalten von manuellen und automatischen
Brandmeldeeinrichtungen im Umfeld der Ar-
beitsstellen, im Innenraum gefährdeter Anla-
genteile (mobile automatische Brandmelder,
Druckknopfmelder)
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VdS 2185 VdS-anerkannte einbruchhemmende
Fenster/Fenstertüren, Verzeichnis

VdS 2199 Brandschutz im Lager

VdS 2213 Brandschutz-Ausbildung im Betrieb

VdS 2234 Brandwände und Komplextrennwände,
Merkblatt für die Anordnung und Ausführung

VdS 2259 Batterieladeanlagen für Elektrofahrzeu-
ge

VdS 2298 Brandschutz in Lüftungsanlagen, Merk-
blatt

Abfallverbrennungsanlagen (AVA) VdS 2515 : 1998-11 (01)
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VdS 2357 Brandschadensanierung, Richtlinien
für den Umweltschutz

VdS 2371 Rauchgas-Entschwefelungs-Anlagen
(REA), Richtlinien für den Brandschutz

VdS 2378 VdS-anerkannte Errichterfirmen für
Brandmeldeanlagen, Verzeichnis

VdS 2490 VdS-anerkannte Errichterfirmen für
Feuerlöschanlagen, Verzeichnis

VdS 2557 Richtlinien für Löschwasser-Rückhalte-
anlagen, Planung und Einbau (in Vorbereitung)

VdS 2341 VdS-Publikationen, Schadenverhütung
und Technik, Verzeichnis

VdS Schadenverhütung, Verlag, Amsterdamer
Straße 174, 50735 Köln
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Nr.
lfd.

Brandabschnitte Betriebsräume
Nichttra-

gende Au-
ßenwände

Feuer-
schutzab-
schlüsse

Stützen Wände
Decken,

Zwischen-
decken

Dächer,
Dachtrag-

werk

Dach-
schalung,

-eindeckung,
-dämmung

Bemerkung

1 Abfallanlieferung
und -bunker

W 90 F 90 F 90 F 90 A 1

1.1 Sperrmüll-
zerkleinerung

T 90 F 90 F 90 Empfehlung: Trennung
durch Brandwände;

Druckentlastung ins Freie
vorsehen

1.2 Kranführerkanzel mindestens
G 30-Ver-
glasung1

T 90 F 90 F 90 mit Wasserberieselung;
Kanzelbodenverglasung

F 90

1.3 Elektrische
Betriebsräume

T 90 F 90 F 90

1.4 Hydraulikräume T 90 F 90 F 90

1.5 Lagerräume für
Sonderabfälle z.B.
Krankenhausabfall

T 90 F 90 F 90
Empfehlung:

Trennung durch
Brandwände

1.6 sonstige betriebli-
che Nutzungsbe-
reiche (z.B. Werk-

stätten)

T 90 F 90 F 90

2 Kesselhaus A 1 A 1 A 1 A 1 A 1

2.1 Zentrale Leitwarte T 90 F 90 F 90

2.2 Elektrische
Betriebsräume

T 90 F 90 F 90

2.3 Kabelkanäle T 90 F 90 F 90 Brandabschnittslänge
maximal 80 m

2.4 Kabelschächte T 90 F 90 F 90 mindesten jede
2. Bauteilebene

2.5 Kabelräume T 90 F 90 F 90

2.6 Heizöllagerräume T 90 F 90 F 90

2.7 Hydraulikräume
und -aggregate

T 90 F 90 F 90

3 Maschinenhaus A 1 F 90 F 90 F 90 A 1

3.1 Elektrische
Betriebsräume

T 90 F 90 F 90

3.2 Kabelkanäle T 90 F 90 F 90 Brandabschnittslänge
maximal 80 m

3.3 Kabelschächte T 90 F 90 F 90 mindestens jede
2. Bauteilebene

3.4 Kabelräume T 90 F 90 F 90

3.5 Traforäume T 90 F 90 F 90

3.6 Öllagerraum T 90 F 90 F 90

3.7 Turbinenölraum T 90 F 90 F 90

3.8 Turbinenölkanal T 90 F 90 F 90

3.9 Speisewasser-
Pumpenraum

T 90 F 90 F 90

4 Abgas-Reini-
gungsanlage

A 1 F 90 F 90 F 90 A 1

4.1 Elektrische
Betriebsräume

T 90 F 90 F 90

4.2 Lagerbehälter und
Dosieranlage
NH3-Wasser

(NH4OH)

T 90 F 90 F 90 Räumliche
Komplextrennung
NH3-Lagerung2

4.3 Verdampferanlage T 90 F 90 F 90

4.4 Wanderbett- oder
Festbettadsorber T 90 F 90 F 90

4.5 Saugzüge T 90 F 90 F 90

4.6 Aktivkohlesilo T 90 F 90 F 90

4.7 Altadsorbenssilo T 90 F 90 F 90

5 Schaltanlagen-
gebäude

W 90 F 90 F 90 F 90 A 1

5.1 Leitwarte T 90 F 90 F 90

5.2 Rechnerraum T 90 F 90 F 90

5.3 Hoch-, Mittel- und
Niederspannungs-

räume
T 90 F 90 F 90

5.4 Transformatoren-
räume

T 90 F 90 F 90

Anhang A

Tabelle A1: Baulicher Brandschutz
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Nr.
lfd.

Brandabschnitte Betriebsräume
Nichttra-

gende Au-
ßenwände

Feuer-
schutzab-
schlüsse

Stützen Wände
Decken,

Zwischen-
decken

Dächer,
Dachtrag-

werk

Dach-
schalung,

-eindeckung,
-dämmung

Bemerkung

5.5 Kabelkanäle T 90 F 90 F 90 Brandabschnittslänge
maximal 80 m

5.6 Kabelschächte T 90 F 90 F 90

5.7 Kabelräume T 90 F 90 F 90

5.8 Batterieräume T 90 F 90 F 90

5.9 Lüftungs-/ Klima-
räume

T 90 F 90 F 90

5.10 Laborräume T 90 F 90 F 90

5.11 Sozialräume T 90 F 90 F 90

6 Klärschlamm-
trocknung

W 90 F 90 F 90 F 90 A 1

6.1 Elektrische
Betriebsräume

T 90 F 90 F 90

6.2 Hydraulikräume T 90 F 90 F 90

6.3 Trocknungsanlage T 90 F 90 F 90

6.4 Trockengutsilo T 90 F 90 F 90

7 Schlacke-
aufbereitung

A 1 A 1 od.
F 30 - B

A 1 od.
F 30 - B

A 1

7.1 Elektrische
Betriebsräume

T 90 F 90 F 90

8 Gefahrstoff- und
Chemikalienlager W 90 F 90 F 90 F 90 F 90 A 1

9 Eindampfanlage
und Abwasser-

behandlung
W 90 F 90 F 90 A 1

10 Druckerhöhungs-
anlage für Lösch-

wasser
T 90 F 90 F 90

11 Kompressoren-
anlage

T 90 F 90 F 90

1 Verglasung muß im Brandfall transparent bleiben; F-Verglasung nur im Bodenbereich
2 s. Bericht Nr. 71 des Landesumweltamtes NW

Fortsetzung Tabelle A1:
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lfd.
Nr.

Brandabschnitte Betriebsräume BMA Inertgas-
Löschanlage

Sprinkler-
anlage

Sprühwasser-Löschanlage Monitor

Wasser/
Schaum

Sonstiges

Normaldüsen Feinsprühdüsen

1 Abfallanlieferung
und Abfallbunker

1.1 Abfallabwurfboxen
einschl.LKW-Parkposition

Xman
3

Bunker X Xman
3 Xman

3

1.2 Sperrmüllanlieferung X X

1.3 Abfalleinfülltrichter
Kesselhaus

Xman Füllstandsüber-
wachung

1.4 Elektr. Betriebsräume X4 X4

1.5 Hydraulikräume X X        oder        X3 oder         X3 oder        X

1.6 Kranführerkanzel X Xman
5

1.7 Kranabstellplatz Xman

1.8 Lagerräume für Kranken-
hausabfall

X X3 oder         X3

2 Kesselhaus

2.1 Elektr. Betriebsräume X4 X4

2.2 Kabel-
Zwischengeschosse

X X         oder        X

2.3 Kabelkanäle X X         oder        X

2.4 Kabelschächte X X         oder        X

2.5 Hydraulikräume X X         oder       X3 oder        X3 oder        X

3 Maschinenhaus

3.1 Elektr. Betriebsräume X4 X4

3.2 Kabel-
Zwischengeschosse

X X         oder        X

3.3 Kabelkanäle X X         oder        X

3.4 Kabelschächte X X         oder        X

3.5 Transformatoren X X6 X7 Temperatur-
überwachung,

Buchholzschutz

3.6 Turbinenölraum einschl.
Turbinenölkanal

X X X3 oder        X

3.7 Turbinenschallschutz-
gehäuse

X X X

4 Schaltanlagen-
gebäude

4.1 Leitwarte X4 X4

4.2 Rechnerraum X4 X4

4.3 Elektr. Betriebsräume X4 X4

4.4 Transformatoren X X6 X7 Temperatur-
überwachung,

Buchholzschutz

4.5 Kabelkanäle X X         oder        X

4.6 Kabelschächte X X         oder        X

4.7 Kabelzwischengeschosse X X         oder        X

4.8 Batterieräume X

4.9 Lüftungs- und
Klimaräume

X

Anmerkung: Xman = nur manuelle Auslösung     X = automatisch

3 mit Schaumzusatz
4 einschließlich Kabelboden
5 Außenberieselung
6 bei Öltransformatoren innenliegend
7 bei außenliegenden Transformatoren (Maschinentransformatoren)
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lfd
Nr.

Brandabschnitte Betriebsräume BMA Inertgas-
Löschanlage

Sprinkler-
anlage

Sprühwasser-Löschanlage Monitor

Wasser/
Schaum

Sonstiges

Normaldüsen Feinsprühdüsen

5 Abgas-
Reinigungs-

anlage

Gebäude
flächendeckend

X8 Objektschutz

5.1 GFK-Behälter Xman
5

5.2 Lager und Dosier-
anlage

NH3-Wasser
(NH4OH) und NH3

9

X10 NH3-Gaswarnanlage,
Tankbeschäumung
mit Mittelschaum

5.3 Wanderbett-
absorber, Festbett-

absorber11

Xman (N2)

CO-Differenz- und
Temperaturmessung,
O2-Konzentrations-

überwachung

5.4 Schlauchfilter Xman (N2)

5.5 Aktivkohlesilo Xman (N2)12 Xman
13

5.6 beladene
Aktivkohlelagerung

Xman (N2)12 Xman
13

6 Klärschlamm-
trocknung

6.1 Elektrische
Betriebsräume

X4 X4

6.2 Trocknungsanlage
und Trockengutsilo

Xman (N2)14 Xman
13 O2- Konzentrations-

überwachung und
konstruktive Explo-
sionsschutzmaß-

nahmen

6.3 Dickschlamm-
pumpen

X X3 oder         X

6.4 Naßschlamm-
aufbereitung

X (N2) CH4- Gaswarnanlage,
permanente Abluft

6.5 Hydraulikräume X X        oder      X3 oder         X3 oder          X

7 Schlackeauf-
bereitung

Elektrische
Betriebsräume

X4

8 Gefahrstoff- und
Chemikalienlager

X je nach Größe und Art der Brandlast

9 Sonstige Räume

Werkstätten X

Kompressoren X X           -----  oder -----           X15 oder           X15

Ersatzteillager X je nach Größe und Art der Brandlast

Archive X

Kaffee-, Teeküchen X

Kopierräume X

Anmerkung: Xman = nur manuelle Auslösung     X = automatisch

VdS 2515 : 1998-11 (01) Abfallverbrennungsanlagen (AVA)

8 sofern hohe Brandlasten durch Behälter und Rohrleitungen im RRA-Gebäude, die aus Kunststoffen bestehen
9 s.a. Bericht des Landesumweltamtes NW Essen, Nr. 71 (LIS-Bericht 71) und TRB 610, 851
10 als Berieselung
11 s.a. Bericht des Landesumweltamtes NW Essen, Nr. 97 (LIS-Bericht 97)
12 Verfahrensbedingt evtl. Permanente Inertisierung
13 Berieselung des Silos, sofern ein Umgebungsbrandrisiko besteht
14 betriebsbedingte Inertisierung mittels Brüden
15 nur bei Schraubenkompressoren mit direkter Öleinspritzung
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